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Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in MecklenburgGesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in MecklenburgGesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in MecklenburgGesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg----VorpommernVorpommernVorpommernVorpommern    
(Sicherheits(Sicherheits(Sicherheits(Sicherheits---- und Ordnungsgesetz  und Ordnungsgesetz  und Ordnungsgesetz  und Ordnungsgesetz ---- SOG M SOG M SOG M SOG M----V) V) V) V)     
In der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 1998 in der Gültigkeit zum 30.04.2007In der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 1998 in der Gültigkeit zum 30.04.2007In der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 1998 in der Gültigkeit zum 30.04.2007In der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 1998 in der Gültigkeit zum 30.04.2007    
    

---- AUSZÜGE  AUSZÜGE  AUSZÜGE  AUSZÜGE     
über polizeiliche Kontrollmaßnahmen uüber polizeiliche Kontrollmaßnahmen uüber polizeiliche Kontrollmaßnahmen uüber polizeiliche Kontrollmaßnahmen und damit verbundene Rechte der Betroffenen nd damit verbundene Rechte der Betroffenen nd damit verbundene Rechte der Betroffenen nd damit verbundene Rechte der Betroffenen ----    

    

    

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für alle Maßnahmen, die Polizisten der Landespolizei Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für alle Maßnahmen, die Polizisten der Landespolizei Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für alle Maßnahmen, die Polizisten der Landespolizei Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für alle Maßnahmen, die Polizisten der Landespolizei 
oder Polizisten aus anderen Bundesländern in Amtshilfe für die Landespolizei oder Polizisten aus anderen Bundesländern in Amtshilfe für die Landespolizei oder Polizisten aus anderen Bundesländern in Amtshilfe für die Landespolizei oder Polizisten aus anderen Bundesländern in Amtshilfe für die Landespolizei in Mecklenburgin Mecklenburgin Mecklenburgin Mecklenburg----
Vorpommern durchführenVorpommern durchführenVorpommern durchführenVorpommern durchführen!  !  !  !      

    
 
§ 25§ 25§ 25§ 25    ****        
GrundsatzGrundsatzGrundsatzGrundsatz    
(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei dürfen personenbezogene Daten zum Zwecke der Gefahrenabwehr erheben, verarbeiten 
und nutzen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist und 

1. die Art und der Umfang des Umgangs mit den Daten durch Gesetz ausdrücklich zugelassen ist oder 
2. der Betroffene eingewilligt hat. 

(2) Werden personenbezogene Daten nach Absatz 1 Nr. 2 mit Einwilligung des Betroffenen erhoben, verarbeitet und genutzt, so ist 
dies nur für den Zweck zulässig, für den die Einwilligung erteilt worden ist. 

§ 26§ 26§ 26§ 26    
Grundsätze der DatenerhebungGrundsätze der DatenerhebungGrundsätze der DatenerhebungGrundsätze der Datenerhebung    
(1) Personenbezogene Daten sind beim Betroffenen zu erheben. Bei Behörden und anderen öffentlichen Stellen oder bei Personen 
und Stellen außerhalb der öffentlichen Verwaltung dürfen sie nur erhoben werden, wenn die Erhebung beim Betroffenen nicht oder 
nicht rechtzeitig möglich ist oder sonst die Erfüllung der jeweiligen polizeilichen oder ordnungsbehördlichen Aufgabe erheblich 
erschwert oder gefährdet werden würde. 
(2) Personenbezogene Daten sind offen zu erheben. Eine Erhebung, die nicht als polizeiliche oder ordnungsbehördliche Maßnahme 
erkennbar sein soll, ist nur zulässig, wenn sonst die Erfüllung polizeilicher oder ordnungsbehördlicher Aufgaben erheblich gefährdet 
werden würde oder wenn anzunehmen ist, daß dies im Interesse des Betroffenen ist. 
(3) Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen oder bei Dritten aufgrund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft 
verpflichtet, so sind diese hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Auskunft, auf bestehende Auskunftsverweigerungsrechte und auf 
Verlangen auf die Rechtsgrundlage für die Erhebung hinzuweisen. 

    

In jedem Fall muss die Polizei Dir die Rechtsvorschrift nennen, wenn Du es verIn jedem Fall muss die Polizei Dir die Rechtsvorschrift nennen, wenn Du es verIn jedem Fall muss die Polizei Dir die Rechtsvorschrift nennen, wenn Du es verIn jedem Fall muss die Polizei Dir die Rechtsvorschrift nennen, wenn Du es verlangst. Also langst. Also langst. Also langst. Also 
möglichst in jedem Fall die Mitteilung der Rechtsvorschrift verlangen und diese merken, noch möglichst in jedem Fall die Mitteilung der Rechtsvorschrift verlangen und diese merken, noch möglichst in jedem Fall die Mitteilung der Rechtsvorschrift verlangen und diese merken, noch möglichst in jedem Fall die Mitteilung der Rechtsvorschrift verlangen und diese merken, noch 
besser aufschreiben! besser aufschreiben! besser aufschreiben! besser aufschreiben!     
Die Polizei muss Dir mitteilen, ob Du zur Auskunft verpflichtet bist und unter welchen Die Polizei muss Dir mitteilen, ob Du zur Auskunft verpflichtet bist und unter welchen Die Polizei muss Dir mitteilen, ob Du zur Auskunft verpflichtet bist und unter welchen Die Polizei muss Dir mitteilen, ob Du zur Auskunft verpflichtet bist und unter welchen 
Bedingungen Du nichts mitzuteilen brauchsBedingungen Du nichts mitzuteilen brauchsBedingungen Du nichts mitzuteilen brauchsBedingungen Du nichts mitzuteilen brauchst.t.t.t.    
Wenn die Polizei Dich auffordert zu Auskünften oder der Herausgabe von Sachen, dann Wenn die Polizei Dich auffordert zu Auskünften oder der Herausgabe von Sachen, dann Wenn die Polizei Dich auffordert zu Auskünften oder der Herausgabe von Sachen, dann Wenn die Polizei Dich auffordert zu Auskünften oder der Herausgabe von Sachen, dann 
erkläre deutlich: erkläre deutlich: erkläre deutlich: erkläre deutlich:     
„Ich verlange die Mitteilung der Rechtsgrundlage dieser Maßnahme!“„Ich verlange die Mitteilung der Rechtsgrundlage dieser Maßnahme!“„Ich verlange die Mitteilung der Rechtsgrundlage dieser Maßnahme!“„Ich verlange die Mitteilung der Rechtsgrundlage dieser Maßnahme!“        

§ 27§ 27§ 27§ 27    
Allgemeine Befugnisse zur DatenerhebungAllgemeine Befugnisse zur DatenerhebungAllgemeine Befugnisse zur DatenerhebungAllgemeine Befugnisse zur Datenerhebung    
(1) Zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr können personenbezogene Daten erhoben werden über 

1. die in den §§ 69 und 70 genannten Personen und, unter den Voraussetzungen des § 71, über die dort genannten Personen, 
2. geschädigte, hilflose oder vermißte Personen sowie deren Angehörige, gesetzliche Vertreter oder Vertrauenspersonen, 
3. gefährdete Personen und 
4. Zeugen, Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen. 

(2) Zur Vorbereitung für die Hilfeleistung und das Handeln in Gefahrenfällen können von 
1. Personen, deren besondere Kenntnisse oder Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr benötigt werden, 
2. Verantwortlichen für Anlagen oder Einrichtungen, von denen eine erhebliche Gefahr ausgehen kann, 
3. Verantwortlichen für gefährdete Anlagen oder Einrichtungen und 
4. Verantwortlichen für Veranstaltungen in der Öffentlichkeit, die nicht dem Versammlungsgesetz unterliegen, 

Namen, Vornamen, akademische Grade, Anschriften, Telefonnummern und andere personenbezogene Daten über die Erreichbarkeit 
sowie nähere Angaben über die Zugehörigkeit zu einer der genannten Personengruppen aus allgemein zugänglichen Quellen, bei 
Behörden oder aufgrund freiwilliger Angaben der Betroffenen erhoben werden. Eine verdeckte Datenerhebung ist nicht zulässig. 
Kommt es im Zusammenhang mit einem Gefahrenfall zur Begehung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit, so dürfen die nach Satz 
1 Nr. 2 bis 4 erhobenen personenbezogenen Daten zur Verfolgung einer solchen Straftat oder Ordnungswidrigkeit verarbeitet und 
genutzt werden. Werden die nach Satz 1 Nr. 4 erhobenen personenbezogenen Daten nicht nach Satz 3 genutzt, sind sie spätestens 
einen Monat nach Beendigung des Anlasses ihrer Erhebung zu löschen. 
(3) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte für die künftige Begehung von Straftaten von erheblicher Bedeutung (§ 49), kann die Polizei 
personenbezogene Daten erheben über 

1. Personen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sie künftig solche Straftaten begehen werden, oder 
über Personen, die hierzu mit den vorgenannten Personen in Verbindung stehen, 

2. Personen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sie Opfer solcher Straftaten werden, oder 
3. Zeugen, Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen, die dazu beitragen können, den Sachverhalt solcher Straftaten 

aufzuklären. 
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(4) Die Polizei sowie Behörden, die Aufgaben der Hilfs- und Rettungsdienste wahrnehmen, können fernmündlich an sie gerichtete 
Notrufe und über Notrufeinrichtungen eingehende sonstige Mitteilungen auf einen Tonträger aufnehmen. Im Übrigen ist eine 
Aufzeichnung von Anrufen zulässig, soweit sie zur polizeilichen Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Aufzeichnungen nach Satz 1 
sind spätestens sechs Monate nach ihrer Erhebung, die Aufzeichnungen nach Satz 2 spätestens nach einer Woche zu löschen. Dies 
gilt nicht, sofern die Daten zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder zur Erfüllung der in § 1 bezeichneten 
Aufgaben benötigt werden. 

    

Eine „im einzelnen Fall bevorstehende Gefahr“ muss konkret begründet werden und es muss Eine „im einzelnen Fall bevorstehende Gefahr“ muss konkret begründet werden und es muss Eine „im einzelnen Fall bevorstehende Gefahr“ muss konkret begründet werden und es muss Eine „im einzelnen Fall bevorstehende Gefahr“ muss konkret begründet werden und es muss 
eine unmittelbare Beziehung zwischen dem Betroffenen und dieser Gefahr geeine unmittelbare Beziehung zwischen dem Betroffenen und dieser Gefahr geeine unmittelbare Beziehung zwischen dem Betroffenen und dieser Gefahr geeine unmittelbare Beziehung zwischen dem Betroffenen und dieser Gefahr geben, da sich die ben, da sich die ben, da sich die ben, da sich die 
Maßnahme nur gegen den so genannten Störer, also denjenigen richten darf, der für die Maßnahme nur gegen den so genannten Störer, also denjenigen richten darf, der für die Maßnahme nur gegen den so genannten Störer, also denjenigen richten darf, der für die Maßnahme nur gegen den so genannten Störer, also denjenigen richten darf, der für die 
Gefahr verantwortlich ist. Es reicht also nicht aus, für eine Veranstaltung verantwortlich zu Gefahr verantwortlich ist. Es reicht also nicht aus, für eine Veranstaltung verantwortlich zu Gefahr verantwortlich ist. Es reicht also nicht aus, für eine Veranstaltung verantwortlich zu Gefahr verantwortlich ist. Es reicht also nicht aus, für eine Veranstaltung verantwortlich zu 
sein, bei der es zu Rechtsverstößen kommen kann, solange desein, bei der es zu Rechtsverstößen kommen kann, solange desein, bei der es zu Rechtsverstößen kommen kann, solange desein, bei der es zu Rechtsverstößen kommen kann, solange der Betroffenen selbst solche r Betroffenen selbst solche r Betroffenen selbst solche r Betroffenen selbst solche 
weder vorbereitet noch unterstützt. weder vorbereitet noch unterstützt. weder vorbereitet noch unterstützt. weder vorbereitet noch unterstützt.         

§ 27a§ 27a§ 27a§ 27a    ****        
Polizeiliche AnhaltePolizeiliche AnhaltePolizeiliche AnhaltePolizeiliche Anhalte---- und Sichtkontrollen und Sichtkontrollen und Sichtkontrollen und Sichtkontrollen    
Die Polizei darf 

1. im öffentlichen Verkehrsraum zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung (§ 49) oder 
2. im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe von 30 Kilometern, in öffentlichen Einrichtungen des internationalen Verkehrs mit 

unmittelbarem Grenzbezug, im Küstenmeer sowie in den inneren Gewässern zur vorbeugenden Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Kriminalität und zur Unterbindung des unerlaubten Aufenthalts 

Personen kurzzeitig anhalten und mitgeführte Fahrzeuge, insbesondere deren Kofferräume und Ladeflächen, in Augenschein 
nehmen. Maßnahmen nach Satz 1 Nr. 1 werden durch den Behördenleiter angeordnet, soweit polizeiliche Lageerkenntnisse dies 
rechtfertigen; die Anordnung ist in örtlicher und zeitlicher Hinsicht zu beschränken. 

    

Eine „vorbeugende Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung“ erfordert die Eine „vorbeugende Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung“ erfordert die Eine „vorbeugende Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung“ erfordert die Eine „vorbeugende Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung“ erfordert die 
konkrete Gefahr der Begekonkrete Gefahr der Begekonkrete Gefahr der Begekonkrete Gefahr der Begehung solcher Straftaten hung solcher Straftaten hung solcher Straftaten hung solcher Straftaten –––– siehe bei § siehe bei § siehe bei § siehe bei §     49  49  49  49 –––– sowie einen Bezug  sowie einen Bezug  sowie einen Bezug  sowie einen Bezug 
zwischen dem Betroffenen und einer solchen Straftat. Ort und Dauer einer solchen Kontrolle zwischen dem Betroffenen und einer solchen Straftat. Ort und Dauer einer solchen Kontrolle zwischen dem Betroffenen und einer solchen Straftat. Ort und Dauer einer solchen Kontrolle zwischen dem Betroffenen und einer solchen Straftat. Ort und Dauer einer solchen Kontrolle 
sind durch den Behördenleiter generell abstrakt anzuordnen. sind durch den Behördenleiter generell abstrakt anzuordnen. sind durch den Behördenleiter generell abstrakt anzuordnen. sind durch den Behördenleiter generell abstrakt anzuordnen.     
Kurzzeitiges Anhalten bedeutet ein AnhalteKurzzeitiges Anhalten bedeutet ein AnhalteKurzzeitiges Anhalten bedeutet ein AnhalteKurzzeitiges Anhalten bedeutet ein Anhalten für den Zeitraum, den das Inn für den Zeitraum, den das Inn für den Zeitraum, den das Inn für den Zeitraum, den das In----AugenscheinAugenscheinAugenscheinAugenschein----
Nehmen von Fahrzeug, Kofferraum und Ladefläche benötigt. In Augenschein nehmen heißt Nehmen von Fahrzeug, Kofferraum und Ladefläche benötigt. In Augenschein nehmen heißt Nehmen von Fahrzeug, Kofferraum und Ladefläche benötigt. In Augenschein nehmen heißt Nehmen von Fahrzeug, Kofferraum und Ladefläche benötigt. In Augenschein nehmen heißt 
nichts weiter, als von außen zu betrachten, jedoch nicht zu durchsuchen. Das Öffnen von nichts weiter, als von außen zu betrachten, jedoch nicht zu durchsuchen. Das Öffnen von nichts weiter, als von außen zu betrachten, jedoch nicht zu durchsuchen. Das Öffnen von nichts weiter, als von außen zu betrachten, jedoch nicht zu durchsuchen. Das Öffnen von 
Koffern oder von Verkleidungen darf nichKoffern oder von Verkleidungen darf nichKoffern oder von Verkleidungen darf nichKoffern oder von Verkleidungen darf nicht verlangt werden, ebenso nicht die Feststellung von t verlangt werden, ebenso nicht die Feststellung von t verlangt werden, ebenso nicht die Feststellung von t verlangt werden, ebenso nicht die Feststellung von 
Personalien.Personalien.Personalien.Personalien.        

§ 28§ 28§ 28§ 28    ****        
Befragung und AuskunftspflichtBefragung und AuskunftspflichtBefragung und AuskunftspflichtBefragung und Auskunftspflicht    
(1) Personen dürfen befragt werden, wenn aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, daß sie Angaben machen können, 
die für die Aufgabenerfüllung nach § 1 erforderlich sind. Für die Dauer der Befragung dürfen diese Personen angehalten werden. 
(2) Eine Person, die nach Absatz 1 befragt wird, hat die erforderlichen Angaben zu leisten und auf Frage auch Namen, Vornamen, Tag 
und Ort der Geburt, Wohnanschrift und Staatsangehörigkeit anzugeben. § 136 a der Strafprozeßordnung, mit Ausnahme seines 
Absatzes 1 Satz 2, gilt entsprechend. Unter den in den §§ 52 bis 55 der Strafprozeßordnung genannten Voraussetzungen ist die 
betroffene Person zur Verweigerung der Auskunft zur Sache berechtigt. Dies gilt nicht, wenn die Auskunft für die Abwehr einer im 
einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist. Auskünfte, die nach Satz 4 erlangt 
werden, dürfen nur zu Zwecken der Gefahrenabwehr verwendet werden. 

    

Auf eine Befragung sind folgende Auskünfte zu geben: Name, Vorname, Geburtstag und Auf eine Befragung sind folgende Auskünfte zu geben: Name, Vorname, Geburtstag und Auf eine Befragung sind folgende Auskünfte zu geben: Name, Vorname, Geburtstag und Auf eine Befragung sind folgende Auskünfte zu geben: Name, Vorname, Geburtstag und ––––ort, ort, ort, ort, 
Wohnanschrift und Staatsangehörigkeit. Weitere Auskünfte können folgende Personen Wohnanschrift und Staatsangehörigkeit. Weitere Auskünfte können folgende Personen Wohnanschrift und Staatsangehörigkeit. Weitere Auskünfte können folgende Personen Wohnanschrift und Staatsangehörigkeit. Weitere Auskünfte können folgende Personen 
ververververweigern:weigern:weigern:weigern:    
§ 52 StPO 
(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt 
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beeinträchtigt werden durch Mißhandlung, durch Ermüdung, durch körperlichen Eingriff, durch 
Verabreichung von Mitteln, durch Quälerei, durch Täuschung oder durch Hypnose. Zwang darf nur 
angewandt werden, soweit das Strafverfahrensrecht dies zuläßt. Die Drohung mit einer nach seinen 
Vorschriften unzulässigen Maßnahme und das Versprechen eines gesetzlich nicht vorgesehenen Vorteils 
sind verboten.     

§ 29§ 29§ 29§ 29        
IdentitätsfeststellungIdentitätsfeststellungIdentitätsfeststellungIdentitätsfeststellung    
(1) Die Identität einer Person darf zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr festgestellt werden.  
 
Darüber hinaus dürfen Polizeivollzugsbeamte die Identität einer Person feststellen, 
1. wenn sie sich an einem Ort aufhält, 

a) für den tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, daß 
aa) dort Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben, 
bb) sich dort gesuchte Straftäter verbergen, 
cc) sich dort Personen treffen, die gegen aufenthaltsrechtliche Vorschriften verstoßen, oder 
dd) dort Personen dem unerlaubten Glücksspiel nachgehen, oder 

b) an dem Personen der Prostitution nachgehen, 
 
2. wenn sie sich in einer Verkehrs- oder Versorgungsanlage oder -einrichtung, einem öffentlichen Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder 
in deren unmittelbarer Nähe aufhält und tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß in oder an diesem Objekt 
Straftaten begangen werden sollen, durch die Personen oder diese Objekte gefährdet sind, 
 
3. wenn sie sich in einem gefährdeten Objekt oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und die zuständige Polizeibehörde für dieses 
Objekt besondere Schutzmaßnahmen angeordnet hat oder 
 
4. an einer Kontrollstelle, die von der Polizei eingerichtet worden ist, um folgende Straftaten zu verhüten, für deren Begehung 
tatsächliche Anhaltspunkte bestehen: 

a) die in § 129 a des Strafgesetzbuches genannten Straftaten, 
b) eine Straftat nach § 250 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, b oder Absatz 2 des Strafgesetzbuches, 
c) eine Straftat nach § 255 des Strafgesetzbuches in der Begehungsform nach § 250 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, b oder Absatz 2 

des Strafgesetzbuches oder 
d) eine Straftat nach § 27 des Versammlungsgesetzes . 

    

Hauptanwendungsfall dürfte das gefährdete Objekt nach Nummer 3 Hauptanwendungsfall dürfte das gefährdete Objekt nach Nummer 3 Hauptanwendungsfall dürfte das gefährdete Objekt nach Nummer 3 Hauptanwendungsfall dürfte das gefährdete Objekt nach Nummer 3 –––– also die technische  also die technische  also die technische  also die technische 
Sperre Sperre Sperre Sperre ---- und eine Kontrollstelle nach Nummer 4 d) sein. Das Versammlungsgesetz bestimmt  und eine Kontrollstelle nach Nummer 4 d) sein. Das Versammlungsgesetz bestimmt  und eine Kontrollstelle nach Nummer 4 d) sein. Das Versammlungsgesetz bestimmt  und eine Kontrollstelle nach Nummer 4 d) sein. Das Versammlungsgesetz bestimmt 
alalalals Straftat:s Straftat:s Straftat:s Straftat:    
VersammlG § 27 – siehe unten -     

 
(2) Es dürfen die zur Feststellung der Identität erforderlichen Maßnahmen getroffen werden. Insbesondere kann verlangt werden, 
daß die betroffene Person Angaben zur Feststellung ihrer Identität macht sowie mitgeführte Ausweispapiere zur Prüfung 
aushändigt. Die betroffene Person darf angehalten werden. 
 
(3) Polizeivollzugsbeamte dürfen die betroffene Person festhalten oder zur Dienststelle verbringen, wenn die Identität auf andere 
Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann. Dabei können die betroffene Person sowie die von 
ihr mitgeführten Sachen zum Zwecke der Identitätsfeststellung durchsucht werden. Die betroffene Person darf nicht länger 
festgehalten werden, als es zur Feststellung ihrer Identität erforderlich ist. Spätestens am Ende des Tages nach dem Festhalten muß 
die Entlassung erfolgen, sofern nicht vorher die Fortdauer der Freiheitsentziehung gerichtlich angeordnet worden ist. 
 
(4) § 56 Abs. 2 und 5 gilt entsprechend. 

    

Die Polizei kann im Zusammenhang mit einer Identitätsfeststellung die Herausgabe von Die Polizei kann im Zusammenhang mit einer Identitätsfeststellung die Herausgabe von Die Polizei kann im Zusammenhang mit einer Identitätsfeststellung die Herausgabe von Die Polizei kann im Zusammenhang mit einer Identitätsfeststellung die Herausgabe von 
Ausweisen, Pässen oder anderen Ausweispapieren verlangen. Werden diese nicht Ausweisen, Pässen oder anderen Ausweispapieren verlangen. Werden diese nicht Ausweisen, Pässen oder anderen Ausweispapieren verlangen. Werden diese nicht Ausweisen, Pässen oder anderen Ausweispapieren verlangen. Werden diese nicht 
herausgegeben hat die Polizei das Recht, die Betroffenen zur Dienststelle zu verbringen undherausgegeben hat die Polizei das Recht, die Betroffenen zur Dienststelle zu verbringen undherausgegeben hat die Polizei das Recht, die Betroffenen zur Dienststelle zu verbringen undherausgegeben hat die Polizei das Recht, die Betroffenen zur Dienststelle zu verbringen und    
dort die Personen oder Sachen zu durchsuchen. Dabei ist die Möglichkeit der telefonischen dort die Personen oder Sachen zu durchsuchen. Dabei ist die Möglichkeit der telefonischen dort die Personen oder Sachen zu durchsuchen. Dabei ist die Möglichkeit der telefonischen dort die Personen oder Sachen zu durchsuchen. Dabei ist die Möglichkeit der telefonischen 
Information einer Vertrauensperson zu gewährleisten.Information einer Vertrauensperson zu gewährleisten.Information einer Vertrauensperson zu gewährleisten.Information einer Vertrauensperson zu gewährleisten.    
§ 56 – siehe unten – Es gilt auch hier das Recht auf ein Telefonat!     

§ 30§ 30§ 30§ 30    
Prüfung von BerechtigungsscheinenPrüfung von BerechtigungsscheinenPrüfung von BerechtigungsscheinenPrüfung von Berechtigungsscheinen    
Es kann verlangt werden, daß ein Berechtigungsschein zur Prüfung ausgehändigt wird, wenn die betroffene Person aufgrund einer 
Rechtsvorschrift oder einer vollziehbaren Auflage in einem Erlaubnisbescheid verpflichtet ist, diesen Berechtigungsschein 
mitzuführen. Die betroffene Person darf für die Dauer der Prüfung angehalten werden. 

§ 31§ 31§ 31§ 31    
Erkennungsdienstliche MaßnahmenErkennungsdienstliche MaßnahmenErkennungsdienstliche MaßnahmenErkennungsdienstliche Maßnahmen    
(1) Erkennungsdienstliche Maßnahmen dürfen angeordnet werden, wenn eine nach § 29 zulässige Identitätsfeststellung auf andere 
Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten möglich ist. Darüber hinaus dürfen Polizeivollzugsbeamte die zur Verhütung 
oder Aufklärung einer künftigen Straftat erforderlich erscheinenden erkennungsdienstlichen Maßnahmen anordnen, wenn die 
betroffene Person verdächtig ist, eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen zu haben, und wenn wegen der Art oder Ausführung 
der Handlung die Gefahr der Begehung weiterer Straftaten besteht. Die angeordneten Maßnahmen werden von der Polizei 
durchgeführt. Sie können auch von Ordnungsbehörden durchgeführt werden, soweit sie über die erforderlichen personellen und 
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materiellen Voraussetzungen verfügen. 
(2) Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind insbesondere 

1. die Abnahme von Fingerabdrücken und Abdrücken von Hand- oder Fußflächen, 
2. die Aufnahme von Lichtbildern, 
3. die Feststellung äußerer körperlicher Merkmale, 
4. Messungen und 
5. Tonaufzeichnungen. 

(3) Ist die Identität festgestellt, sind in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 die im Zusammenhang mit der Feststellung angefallenen 
erkennungsdienstlichen Daten zu löschen und falls erforderlich, die erkennungsdienstlichen Unterlagen zu vernichten, es sei denn, 
daß ihre weitere Verarbeitung und Nutzung für Zwecke nach Absatz 1 Satz 2 oder nach anderen Rechtsvorschriften zulässig ist. 
Näheres regelt das Innenministerium durch Verwaltungsvorschrift. 

    

Die Abnahme von Fingerabdrücken und das Anfertigen von Lichtbildern ist zulässig, wenn die Die Abnahme von Fingerabdrücken und das Anfertigen von Lichtbildern ist zulässig, wenn die Die Abnahme von Fingerabdrücken und das Anfertigen von Lichtbildern ist zulässig, wenn die Die Abnahme von Fingerabdrücken und das Anfertigen von Lichtbildern ist zulässig, wenn die 
Identitätsfeststellung anders nicht möglich ist. Sobald also ein Ausweis vorgezeigt werden kann, ist Identitätsfeststellung anders nicht möglich ist. Sobald also ein Ausweis vorgezeigt werden kann, ist Identitätsfeststellung anders nicht möglich ist. Sobald also ein Ausweis vorgezeigt werden kann, ist Identitätsfeststellung anders nicht möglich ist. Sobald also ein Ausweis vorgezeigt werden kann, ist 
eine Erkennungseine Erkennungseine Erkennungseine Erkennungsdienstliche Maßnahme nur gegen einschlägig verdächtige Personen zulässig.dienstliche Maßnahme nur gegen einschlägig verdächtige Personen zulässig.dienstliche Maßnahme nur gegen einschlägig verdächtige Personen zulässig.dienstliche Maßnahme nur gegen einschlägig verdächtige Personen zulässig.    

    

§ 32§ 32§ 32§ 32    
Einsatz technischer Mittel zur Bildüberwachung sowie zur BildEinsatz technischer Mittel zur Bildüberwachung sowie zur BildEinsatz technischer Mittel zur Bildüberwachung sowie zur BildEinsatz technischer Mittel zur Bildüberwachung sowie zur Bild---- und Tonaufzeichnung und Tonaufzeichnung und Tonaufzeichnung und Tonaufzeichnung    
(1) Bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen, die nicht dem Versammlungsgesetz 
unterliegen, können personenbezogene Daten erhoben werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß Straftaten 
begangen werden. Der Einsatz technischer Mittel zur Bildüberwachung ist zulässig. Der Einsatz technischer Mittel zur Bild- und 
Tonaufzeichnung ist nur gegen die in §§ 69 und 70 genannten Personen zulässig; Dritte dürfen von den Maßnahmen nur betroffen 
werden, soweit dies unvermeidbar ist. 
(2) Die nach Absatz 1 erhobenen und gespeicherten Daten, insbesondere Bild- und Tonaufzeichnungen, sind spätestens einen Monat 
nach ihrer Erhebung zu löschen. Dies gilt nicht, wenn sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten benötigt werden 
oder Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die Person künftig vergleichbare Straftaten oder Straftaten von erheblicher 
Bedeutung (§ 49) begehen wird. 
(3) Öffentlich zugängliche Orte dürfen offen mit technischen Mitteln zur Bildüberwachung beobachtet werden, wenn dies zur 
Aufgabenerfüllung gemäß § 1 Abs. 1 erforderlich ist. Darüber hinaus dürfen offen Bilder aufgezeichnet werden, soweit an diesen 
Orten wiederholt Straftaten begangen worden sind und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort künftig mit der Begehung 
von Straftaten zu rechnen ist. Bild- und Tonaufzeichnungen dürfen offen an oder in den in § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 3 genannten 
Objekten angefertigt werden, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass an oder in Objekten dieser Art Straftaten begangen 
werden sollen, durch die Personen, diese Objekte oder andere darin befindliche Sachen gefährdet sind. Die Maßnahmen nach Satz 1 
bis 3 dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen sind. Sie bedürfen der Anordnung durch den 
Behördenleiter. Über die Anordnung nach Satz 1, 2 oder 3 ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz unverzüglich zu 
unterrichten. 
(4) Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 3 Satz 2 und 3 sind spätestens eine Woche nach ihrer Erhebung zu löschen. Dies gilt 
nicht, wenn sie zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden oder im Fall des Absatzes 3 Satz 3 Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die Person künftig vergleichbare Straftaten oder Straftaten von erheblicher Bedeutung (§ 49) begehen wird. 
(5) Die Polizei kann zur Eigensicherung bei Personen- oder Fahrzeugkontrollen Bildaufnahmen und -aufzeichnungen durch den 
Einsatz optisch-technischer Mittel in oder an Fahrzeugen der Polizei herstellen. Der Einsatz der optisch-technischen Mittel ist, falls 
nicht offenkundig, durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen oder der betroffenen Person mitzuteilen. Die 
Bildaufzeichnungen sind unverzüglich, spätestens am Ende der Dienstschicht, zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die Aufzeichnungen 
zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden 

    

Alle Videoaufzeichnungen, die am Rande einer DAlle Videoaufzeichnungen, die am Rande einer DAlle Videoaufzeichnungen, die am Rande einer DAlle Videoaufzeichnungen, die am Rande einer Demonstration gefertigt werden, dürfen sich nur gegen emonstration gefertigt werden, dürfen sich nur gegen emonstration gefertigt werden, dürfen sich nur gegen emonstration gefertigt werden, dürfen sich nur gegen 
Straftäter richten. Feste Videoüberwachungsanlagen sind nur unter besonderen Bedingungen zulässig Straftäter richten. Feste Videoüberwachungsanlagen sind nur unter besonderen Bedingungen zulässig Straftäter richten. Feste Videoüberwachungsanlagen sind nur unter besonderen Bedingungen zulässig Straftäter richten. Feste Videoüberwachungsanlagen sind nur unter besonderen Bedingungen zulässig 
und werden durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz geprüft.und werden durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz geprüft.und werden durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz geprüft.und werden durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz geprüft.    

    

§ 33§ 33§ 33§ 33    
Besondere Mittel der DatenerBesondere Mittel der DatenerBesondere Mittel der DatenerBesondere Mittel der Datenerhebunghebunghebunghebung    
(1) Besondere Mittel der Datenerhebung sind 

1. die planmäßig angelegte Beobachtung, die innerhalb einer Woche länger als 24 Stunden oder über den Zeitraum einer 
Woche hinaus vorgesehen ist oder tatsächlich durchgeführt wird (Observation), 

2. der verdeckte Einsatz technischer Mittel, insbesondere solcher zur Bild- und Tonüberwachung oder Bild- und 
Tonaufzeichnung, 

3. der Einsatz von Personen, deren Zusammenarbeit mit der Polizei dem Betroffenen und Dritten nicht bekannt ist, 
4. der Einsatz von Polizeivollzugsbeamten unter einer ihnen verliehenen, auf Dauer angelegten, veränderten Identität 

(verdeckter Ermittler). 
(2) Mittel des Absatzes 1 können nur angewandt werden, wenn Tatsachen die Annahme der Begehung von Straftaten von 
erheblicher Bedeutung (§ 49) rechtfertigen und die Aufklärung des Sachverhaltes zum Zwecke der Verhütung solcher Straftaten oder 
ihrer möglichen Verfolgung auf andere Weise nicht möglich ist. In diesem Fall kann die Polizei mit den Mitteln des Absatzes 1 Daten 
über Personen erheben, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sie solche Straftaten begehen werden, an diesen 
Straftaten beteiligt sind oder mit den vorgenannten Personen hierzu in Verbindung stehen. Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
bleiben unberührt. 
(3) Dritte dürfen von der Datenerhebung nur betroffen werden, soweit das unvermeidbar ist. 
(4) Ein verdeckter Ermittler darf unter der Legende mit Einverständnis des Berechtigten dessen Wohnung betreten. Im übrigen 
richten sich die Befugnisse eines verdeckten Ermittlers nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften. 
(5) Soweit es für den Aufbau und zur Aufrechterhaltung der Legende des verdeckten Ermittlers unerläßlich ist, können 
entsprechende Urkunden hergestellt, verändert und gebraucht werden. Die Unerläßlichkeit stellt die Behörde fest, die den 
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verdeckten Ermittler einsetzt. Ein verdeckter Ermittler darf unter der Legende zur Erfüllung seines Auftrages am Rechtsverkehr 
teilnehmen. 
(6) Aus einem mittels Amts- oder Berufsgeheimnis geschützten Vertrauensverhältnis im Sinne der §§ 53 , 53a der 
Strafprozessordnung kann die Polizei personenbezogene Daten mit technischen Mitteln über Personen erheben, die für eine Gefahr 
verantwortlich sind, und unter den Voraussetzungen des § 71 Abs. 1 über andere Personen, soweit dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person unerlässlich ist. Ein Eingriff mit technischen Mitteln in das 
Beichtgeheimnis ist nicht zulässig. 

    

Auch für eine Observation braucht es tatsächliche Anhaltspunkte für die BegAuch für eine Observation braucht es tatsächliche Anhaltspunkte für die BegAuch für eine Observation braucht es tatsächliche Anhaltspunkte für die BegAuch für eine Observation braucht es tatsächliche Anhaltspunkte für die Begehung von Straftaten. ehung von Straftaten. ehung von Straftaten. ehung von Straftaten. 
Diese müssen sich auf die konkreten Personen beziehen. Hinweise auf eine solche Observation bitte Diese müssen sich auf die konkreten Personen beziehen. Hinweise auf eine solche Observation bitte Diese müssen sich auf die konkreten Personen beziehen. Hinweise auf eine solche Observation bitte Diese müssen sich auf die konkreten Personen beziehen. Hinweise auf eine solche Observation bitte 
dem Landesbeauftragten für den Datenschutz mitteilen, damit er diesen nachgehen kann.dem Landesbeauftragten für den Datenschutz mitteilen, damit er diesen nachgehen kann.dem Landesbeauftragten für den Datenschutz mitteilen, damit er diesen nachgehen kann.dem Landesbeauftragten für den Datenschutz mitteilen, damit er diesen nachgehen kann.    

    

§ 34§ 34§ 34§ 34    
Verfahren beim Einsatz besonderer Mittel dVerfahren beim Einsatz besonderer Mittel dVerfahren beim Einsatz besonderer Mittel dVerfahren beim Einsatz besonderer Mittel der Datenerhebunger Datenerhebunger Datenerhebunger Datenerhebung    
(1) Die Anordnung der Maßnahmen nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 erfolgt außer bei Gefahr im Verzug durch den Behördenleiter oder 
einen von ihm besonders beauftragten Beamten. Die Anordnung hat schriftlich unter Angabe der für sie maßgeblichen Gründe zu 
erfolgen und ist zu befristen. Die Verlängerung der Maßnahme bedarf einer neuen Anordnung. 
(2) Daten, die ausschließlich über andere als die in § 33 Abs. 2, 3 oder 6 genannten Personen erhoben worden sind, sind unverzüglich 
zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die nach § 33 Abs. 2 erhobenen Daten zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden. Satz 1 gilt 
ferner nicht, soweit die nach § 33 Abs. 6 erhobenen Daten im Sinne des § 100d Abs. 6 der Strafprozessordnung verwendet werden 
dürfen. 
(3) Der Einsatz technischer Mittel zur Erhebung personenbezogener Daten aus Vertrauensverhältnissen nach § 33 Abs. 6 bedarf der 
richterlichen Anordnung; diese ist zu befristen. Bei Gefahr im Verzug für Leib, Leben oder Freiheit einer Person kann der 
Behördenleiter diese Maßnahme anordnen; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. Zuständig ist das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren findet das Gesetz über die Angelegenheit der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechende Anwendung. Das Amtsgericht entscheidet endgültig. 
(4) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutz der bei einem polizeilichen Einsatz tätigen Personen vorgesehen, kann der 
Einsatzleiter die Maßnahme anordnen. Aufzeichnungen sind unverzüglich nach Beendigung des Einsatzes zu löschen. Dies gilt nicht, 
wenn sie zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden und bei einem Einsatz in Wohnungen vor ihrer Verwertung die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzug ist die richterliche Entscheidung unverzüglich 
nachzuholen. 
(5) Nach Abschluß der in § 33 genannten Maßnahmen ist der Betroffene zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung des Zwecks 
der Maßnahme, von Leib und Leben einer Person oder der Möglichkeit der weiteren Verwendung eines eingesetzten nicht offenen 
oder verdeckt ermittelnden Polizeibeamten geschehen kann. Ist dies fünf Jahre nach Abschluß der Maßnahme nicht möglich, ist der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz zu unterrichten. Für Maßnahmen nach § 33 Abs. 6 gilt eine Frist von einem Jahr. 
(6) Die Unterrichtung nach Absatz 5 ist dann nicht geboten, wenn keine Aufzeichnungen mit personenbezogenen Daten erstellt oder 
sie unverzüglich nach Beendigung der Maßnahme vernichtet worden sind. Eine Unterrichtung nach Absatz 5 unterbleibt, wenn sich 
an den auslösenden Sachverhalt ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen die betroffene Person anschließt. 
(7) Das Innenministerium unterrichtet ein Gremium des Landtages mindestens einmal jährlich über Anlaß und Dauer der nach Absatz 
3 und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 4 erfolgten Einsätze technischer Mittel. Entsprechend unterrichtet das 
Justizministerium dieses Gremium über die nach § 100c der Strafprozessordnung erfolgten Maßnahmen. Das Gremium besteht aus 
fünf Mitgliedern und wird vom Landtag gewählt. Die Zusammensetzung regelt sich nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen. Das 
Gremium gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Landesregierung unterrichtet den Landtag jährlich über die Anzahl der in Satz 1 und 2 
genannten Einsätze. 

§ 34a§ 34a§ 34a§ 34a    
Datenerhebung durch Überwachung der TelekommunikationDatenerhebung durch Überwachung der TelekommunikationDatenerhebung durch Überwachung der TelekommunikationDatenerhebung durch Überwachung der Telekommunikation    
(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten durch den Einsatz technischer Mittel zur Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation erheben über 

1. die für eine Gefahr Verantwortlichen, wenn dies zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr für Leib, 
Leben, Freiheit einer Person oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes erforderlich ist,  

2. Personen, wenn deren Leben oder Gesundheit gefährdet ist. 
Datenerhebungen nach Satz 1 dürfen nur durchgeführt werden, wenn die Erfüllung einer polizeilichen Aufgabe auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. Personenbezogene Daten Dritter dürfen nur erhoben werden, wenn dies aus 
technischen Gründen zur Erreichung des Zweckes unvermeidbar ist. § 33 Abs. 6 gilt entsprechend. 
(2) Eine Datenerhebung nach Absatz 1 kann sich auf 

1. die Inhalte der Telekommunikation einschließlich der innerhalb des Telekommunikationsnetzes in Datenspeichern 
abgelegten Inhalte, 

2. die Telekommunikationsverbindungsdaten gemäß § 100g Abs. 3 der Strafprozessordnung oder 
3. die Standortkennung einer Mobilfunkendeinrichtung 

beziehen. 
(3) Die Polizei kann zur Vorbereitung einer Maßnahme nach Absatz 1 auch technische Mittel einsetzen, um die Geräte- und 
Kartennummer eines Mobilfunkendgerätes zu ermitteln, wenn die Durchführung der Maßnahme ohne die Ermittlung der Geräte- 
oder Kartennummer unmöglich oder wesentlich erschwert wäre. Durch den Einsatz technischer Mittel können unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 Telekommunikationsverbindungen unterbrochen oder verhindert werden. 
Kommunikationsverbindungen Dritter dürfen dabei nur unterbrochen oder verhindert werden, soweit dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr erforderlich ist. 
(4) Für die Anordnung der Maßnahmen nach Absatz 1 oder Absatz 3 gilt § 34 Abs. 3 entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
Anordnung den Namen und die Anschrift des Betroffenen, gegen den sie sich richtet, oder die Rufnummer oder eine andere Kennung 
seines Telekommunikationsanschlusses enthalten muss. Die Anordnung ergeht schriftlich, sie ist auf höchstens drei Monate zu 
befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr als drei Monate ist zulässig, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 1 
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fortbestehen. 
(5) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 kann die Polizei auch Auskunft über die Telekommunikation in einem 
zurückliegenden Zeitraum verlangen. Für die Anordnung der Maßnahme gilt Absatz 4 entsprechend. 
(6) Aufgrund der Anordnung hat jeder, der geschäftsmäßig Telekommunikationsdienstleistungen erbringt oder daran mitwirkt 
(Diensteanbieter), nach Maßgabe der Regelungen des Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 170), und der darauf beruhenden Rechtsverordnungen zur 
technischen und organisatorischen Umsetzung von Überwachungsmaßnahmen der Polizei die Überwachung, Aufzeichnung, 
Unterbrechung und Verhinderung von Telekommunikation zu ermöglichen sowie Auskünfte über nähere Umstände der 
Telekommunikation zu erteilen. Die in Anspruch genommenen Diensteanbieter werden entsprechend § 23 des Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 716, 776), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. August 2005 
(BGBl. I S. 2437) geändert worden ist, entschädigt. 
(7) Sind die nach dieser Vorschrift durchgeführten Maßnahmen abgeschlossen, sind die Betroffenen zu unterrichten, sobald dies 
ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme geschehen kann. Erfolgt die Unterrichtung nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
Beendigung der Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstellung der Unterrichtung der richterlichen Zustimmung. Entsprechendes gilt 
nach Ablauf von jeweils weiteren sechs Monaten. Ist wegen des die Maßnahme auslösenden Sachverhaltes ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren gegen einen Betroffenen eingeleitet worden, ist die Unterrichtung in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft 
nachzuholen, sobald dies der Stand des Ermittlungsverfahrens zulässt. Mit Ausnahme der Personen, gegen die sich die Maßnahme 
richtete, kann eine Unterrichtung mit richterlicher Zustimmung unterbleiben, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Ermittlungen 
möglich wäre oder wenn ihr überwiegende schutzwürdige Belange anderer Betroffener entgegenstehen. Im Fall des Satzes 4 gelten 
die Regelungen der Strafprozessordnung; im Übrigen gilt für die gerichtliche Zuständigkeit und das Verfahren § 34 Abs. 3 Satz 3 bis 5 
entsprechend. 
(8) Die durch Maßnahmen nach dieser Vorschrift erlangten personenbezogenen Daten sind besonders zu kennzeichnen. Sie dürfen 
nur verwendet werden zu den Zwecken, zu denen sie erhoben wurden, sowie zu dem Zweck der Verfolgung von Straftaten, die nach 
der Strafprozessordnung die Überwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation rechtfertigen. Die Zweckänderung ist 
festzustellen und zu dokumentieren. Personenbezogene Daten Dritter sind nach Beendigung der Maßnahme unverzüglich zu 
löschen. Daten, bei denen sich nach Auswertung herausstellt, dass sie dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzuordnen sind, 
dürfen nicht verwendet werden; sie sind unverzüglich zu löschen. Im Übrigen findet für die erlangten personenbezogenen Daten § 
45 Abs. 2, 3 und 4 Nr. 1 und 2 Anwendung. Wird eine Löschung nach den Sätzen 4, 5 oder 6 vorgenommenen, ist diese zu 
dokumentieren. 
(9) § 34 Abs. 7 gilt entsprechend. 

    

Eine Überwachung der Telekommunikation darf durch die Polizei also nur durchgeführt werden, wenn Eine Überwachung der Telekommunikation darf durch die Polizei also nur durchgeführt werden, wenn Eine Überwachung der Telekommunikation darf durch die Polizei also nur durchgeführt werden, wenn Eine Überwachung der Telekommunikation darf durch die Polizei also nur durchgeführt werden, wenn 
das Leben oder die Freiheit einedas Leben oder die Freiheit einedas Leben oder die Freiheit einedas Leben oder die Freiheit einer Person gefährdet ist r Person gefährdet ist r Person gefährdet ist r Person gefährdet ist –––– bei Entführungsfällen oder Morddrohungen  bei Entführungsfällen oder Morddrohungen  bei Entführungsfällen oder Morddrohungen  bei Entführungsfällen oder Morddrohungen 
beispielsweise.beispielsweise.beispielsweise.beispielsweise.    

    

§ 34b§ 34b§ 34b§ 34b    
Wohnraumüberwachung mit technischen MittelnWohnraumüberwachung mit technischen MittelnWohnraumüberwachung mit technischen MittelnWohnraumüberwachung mit technischen Mitteln    
(1) In oder aus Wohnungen von Personen, die für eine Gefahr verantwortlich sind, kann die Polizei personenbezogene Daten mit 
technischen Mitteln über Personen erheben, die für eine Gefahr verantwortlich sind, und unter den Voraussetzungen des § 71 Abs. 1 
über andere Personen, soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person unerlässlich ist. 
In oder aus Wohnungen von Personen, die nicht für eine Gefahr verantwortlich sind, ist die Datenerhebung nur zulässig, wenn die 
Gefahrenabwehr auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig möglich wäre und dabei überwiegende Rechte und Pflichten der 
Personen nicht verletzt werden. 
(2) Die Maßnahme nach Absatz 1 darf nur angeordnet werden, soweit nicht aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, 
dass durch die Überwachung Daten erfasst werden, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind. Abzustellen 
ist dabei insbesondere auf die Art der zu überwachenden Räumlichkeiten und das Verhältnis der dort anwesenden Personen 
zueinander. Gespräche in Betriebs- oder Geschäftsräumen sind in der Regel nicht dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 
zuzurechnen. Das Gleiche gilt für Gespräche über begangene Straftaten und Äußerungen, mittels derer Straftaten begangen werden. 
(3) Die Bild- und Tonüberwachung sowie die Aufzeichnung und die Auswertung der erhobenen Daten durch die Polizei sind 
unverzüglich zu unterbrechen, sofern sich tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Daten, die dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Aufzeichnungen über solche Erkenntnisse sind unverzüglich zu löschen, sie 
dürfen nicht verwertet werden. Die Tatsache der Erfassung der Daten und ihrer Löschung ist zu dokumentieren. Ist die Maßnahme 
nach Satz 1 unterbrochen worden, so darf sie unter den in Absatz 2 genannten Voraussetzungen fortgeführt werden. 
(4) Für die Datenerhebung aus einem mittels Amts- oder Berufsgeheimnis geschützten Vertrauensverhältnis im Sinne der §§ 53 , 53a 
der Strafprozessordnung gilt § 33 Abs. 6 entsprechend. 
(5) Die Datenerhebung nach Absatz 1 bedarf der richterlichen Anordnung. Bei Gefahr im Verzug für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person kann der Behördenleiter die Maßnahme anordnen; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. § 34 Abs. 3 
Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. In der schriftlichen Anordnung sind insbesondere 

1. Voraussetzungen und wesentliche Abwägungsgesichtspunkte, 
2. soweit bekannt Name und Anschrift des Betroffenen, gegen den sich die Maßnahme richtet, 
3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 
4. die Wohnung oder Räume, in oder aus denen die Daten erhoben werden sollen, und 
5. die Art der durch die Maßnahme zu erhebenden Daten 

zu bestimmen. Sie ist auf höchstens zwei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr als einen Monat ist zulässig, 
soweit die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen. 
(6) Das anordnende Gericht ist über den Verlauf und die Ergebnisse zu unterrichten. Sofern die Voraussetzungen der Anordnung 
nicht mehr vorliegen, ordnet es die Aufhebung der Datenerhebung an. Polizeiliche Maßnahmen nach Absatz 3 können durch das 
anordnende Gericht jederzeit aufgehoben, geändert oder angeordnet werden. Soweit ein Verwertungsverbot nach Absatz 3 Satz 2 in 
Betracht kommt, hat die Polizei unverzüglich eine Entscheidung des anordnenden Gerichts über die Verwertbarkeit der erlangten 
Erkenntnisse herbeizuführen. 
(7) Nach Absatz 1 erlangte personenbezogene Daten sind besonders zu kennzeichnen. Nach einer Übermittlung ist die 
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Kennzeichnung durch die Empfänger aufrechtzuerhalten. Die erlangten Daten dürfen nur verwendet werden zu Zwecken, zu denen 
sie erhoben wurden sowie zu dem Zweck der Verfolgung von Straftaten, die nach der Strafprozessordnung die 
Wohnraumüberwachung rechtfertigen. Die Zweckänderung ist festzustellen und zu dokumentieren. 
(8) Sind die nach dieser Vorschrift durchgeführten Maßnahmen abgeschlossen, sind die Betroffenen zu unterrichten, sobald dies 
ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme geschehen kann. Erfolgt die Unterrichtung nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
Beendigung der Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstellung der Unterrichtung der richterlichen Zustimmung. Entsprechendes gilt 
nach Ablauf von jeweils weiteren sechs Monaten. Ist wegen des die Wohnraumüberwachung auslösenden Sachverhalts ein 
strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen einen Betroffenen eingeleitet worden, ist die Unterrichtung in Abstimmung mit der 
Staatsanwaltschaft nachzuholen, sobald dies der Stand des Ermittlungsverfahrens zulässt. Mit Ausnahme der Personen, gegen die 
sich die Maßnahme richtete, kann eine Unterrichtung mit richterlicher Zustimmung unterbleiben, wenn sie nur mit 
unverhältnismäßigen Ermittlungen möglich wäre oder wenn ihr überwiegende schutzwürdige Belange anderer Betroffener 
entgegenstehen. Gegenüber solchen Personen, die sich als Gast oder sonst zufällig in der überwachten Wohnung aufgehalten haben, 
kann die Benachrichtigung auch unterbleiben, wenn die Überwachung keine verwertbaren Ergebnisse erbracht hat. Im Fall des 
Satzes 4 gelten die Regelungen der Strafprozessordnung; im Übrigen gilt für die gerichtliche Zuständigkeit und das Verfahren § 34 
Abs. 3 Satz 3 bis 5 entsprechend. 
(9) § 34 Abs. 7 gilt entsprechend. 

    

Auch für eine Wohnraumüberwachung sind die rechtlichen Hürden sehr hoch. Diese darf auch nur Auch für eine Wohnraumüberwachung sind die rechtlichen Hürden sehr hoch. Diese darf auch nur Auch für eine Wohnraumüberwachung sind die rechtlichen Hürden sehr hoch. Diese darf auch nur Auch für eine Wohnraumüberwachung sind die rechtlichen Hürden sehr hoch. Diese darf auch nur 
angeordnet werden, wenn dies zum Schutz von Leib, Leben oder Freiheit einer Person uangeordnet werden, wenn dies zum Schutz von Leib, Leben oder Freiheit einer Person uangeordnet werden, wenn dies zum Schutz von Leib, Leben oder Freiheit einer Person uangeordnet werden, wenn dies zum Schutz von Leib, Leben oder Freiheit einer Person unerlässlich ist.nerlässlich ist.nerlässlich ist.nerlässlich ist.    

    

§ 35  
Polizeiliche Beobachtung 
(1) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte dafür, daß bestimmte Personen Straftaten von erheblicher Bedeutung (§ 49) begehen 
werden, kann die Polizei zur Verhütung oder zur möglichen Verfolgung solcher Straftaten die Personalien dieser Personen oder die 
amtlichen Kennzeichen der von solchen Personen benutzten oder eingesetzten Kraftfahrzeuge in einer Datei speichern, damit 
andere Polizeibehörden Erkenntnisse über das Antreffen sowie über Kontakt- und Begleitpersonen bei Gelegenheit einer 
Überprüfung aus anderem Anlaß melden (Ausschreibung zur Polizeilichen Beobachtung). 
(2) Die Maßnahme darf nur durch den Behördenleiter angeordnet werden. Sie ist auf sechs Monate zu befristen. Nach Ablauf dieser 
Zeit ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen für diese Anordnung noch bestehen; das Ergebnis dieser Prüfung ist aktenkundig zu 
machen. Zur Verlängerung der Laufzeit über sechs Monate hinaus bedarf es einer richterlichen Anordnung; für das Verfahren gilt § 34 
Abs. 3 Satz 3 bis 5 entsprechend. 
(3) Liegen die Voraussetzungen für die Anordnung nicht mehr vor oder ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt sich, daß er 
nicht erreicht werden kann, ist die Ausschreibung unverzüglich zu löschen. Nach Abschluß der Maßnahme ist die betroffene Person 
durch die Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme erfolgen kann. Ist dies nach fünf Jahren 
nach Abschluß der Maßnahme nicht möglich, ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz zu unterrichten. 

    

Auch eine Observationsmaßnahme muss einer rechtlichen Prüfung standhalten. Deshalb können auch Auch eine Observationsmaßnahme muss einer rechtlichen Prüfung standhalten. Deshalb können auch Auch eine Observationsmaßnahme muss einer rechtlichen Prüfung standhalten. Deshalb können auch Auch eine Observationsmaßnahme muss einer rechtlichen Prüfung standhalten. Deshalb können auch 
hier Hinweise auf Ort, Zeit und Fahrzeug oder Aussehen hilfreich sein, eine datenschutzrechtliche hier Hinweise auf Ort, Zeit und Fahrzeug oder Aussehen hilfreich sein, eine datenschutzrechtliche hier Hinweise auf Ort, Zeit und Fahrzeug oder Aussehen hilfreich sein, eine datenschutzrechtliche hier Hinweise auf Ort, Zeit und Fahrzeug oder Aussehen hilfreich sein, eine datenschutzrechtliche 
Kontrolle zu ermöglichen.Kontrolle zu ermöglichen.Kontrolle zu ermöglichen.Kontrolle zu ermöglichen.    

    

Unterabschnitt 2: 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

§ 36 
Grundsätze der Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
(1) Personenbezogene Daten können verarbeitet und genutzt werden, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen 
ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgabe oder hiermit im Zusammenhang stehender Aufgaben erforderlich ist. Die 
Verarbeitung und Nutzung darf nur zu dem Zweck erfolgen, für den die Daten erhoben worden sind. Eine erneute Verarbeitung oder 
Nutzung dieser Daten zu einem anderen Zweck ist jedoch zulässig, soweit eine erneute Erhebung der personenbezogenen Daten zu 
diesem Zweck mit vergleichbaren Mitteln zulässig ist. 
(2) Werden Bewertungen in Dateien gespeichert, muß feststellbar sein, bei welcher Stelle die Unterlagen geführt werden, die der 
Bewertung zugrunde liegen. 
(3) Werden personenbezogene Daten von Kindern, die ohne Kenntnis der Sorgeberechtigten erhoben worden sind, gespeichert, sind 
die Sorgeberechtigten zu unterrichten, sobald die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe dadurch nicht mehr gefährdet wird. Von der 
Unterrichtung ist abzusehen, solange zu besorgen ist, daß die Unterrichtung zu erheblichen Nachteilen für das Kind führt. Satz 1 und 
2 gelten sinngemäß für unter Betreuung stehende Personen. 
(4) Gespeicherte personenbezogene Daten können zur Ausbildung und Fortbildung genutzt werden, wenn auf andere Weise das Ziel 
der Aus- oder Fortbildung nicht erreichbar ist. Soweit der Zweck der Nutzung dieses zuläßt und kein unvertretbarer 
Verwaltungsaufwand entgegensteht, sind diese Daten zu anonymisieren. Eine Nutzung zu statistischen Zwecken darf nur in 
anonymisierter Form erfolgen. 

    

Alle Datenspeicherungen werden auf ihre Rechtmäßigkeit durch den Landesbeauftragten für den Alle Datenspeicherungen werden auf ihre Rechtmäßigkeit durch den Landesbeauftragten für den Alle Datenspeicherungen werden auf ihre Rechtmäßigkeit durch den Landesbeauftragten für den Alle Datenspeicherungen werden auf ihre Rechtmäßigkeit durch den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz geprüft. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt der Eindruck entsteDatenschutz geprüft. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt der Eindruck entsteDatenschutz geprüft. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt der Eindruck entsteDatenschutz geprüft. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt der Eindruck entstehen, dass polizeiliche hen, dass polizeiliche hen, dass polizeiliche hen, dass polizeiliche 
Daten verwendet werden, ermöglicht eine Beschwerde beim Landesbeauftragten für den Datenschutz Daten verwendet werden, ermöglicht eine Beschwerde beim Landesbeauftragten für den Datenschutz Daten verwendet werden, ermöglicht eine Beschwerde beim Landesbeauftragten für den Datenschutz Daten verwendet werden, ermöglicht eine Beschwerde beim Landesbeauftragten für den Datenschutz 
die Prüfung und Durchsetzung des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung.die Prüfung und Durchsetzung des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung.die Prüfung und Durchsetzung des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung.die Prüfung und Durchsetzung des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung.        

§ 37   
Besondere Voraussetzungen der Verarbeitung und Nutzung 
personenbezogener Daten 
(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten, die sie im Rahmen von Strafermittlungsverfahren über Personen gewonnen hat, die 
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einer Straftat verdächtig sind, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten erforderlich ist, 
weil wegen der Art oder Ausführung der Tat, der Persönlichkeit des Betroffenen oder sonstiger Erkenntnisse die Gefahr der Begehung 
einer weiteren Straftat besteht. 
(2) Ist der Ausgang des Strafermittlungsverfahrens zum Zeitpunkt der Entscheidung über eine Speicherung nicht bekannt, darf die 
Dauer der Speicherung zunächst drei Jahre nicht überschreiten. Eine weitere Speicherung darf nur nach erneuter Prüfung des 
Sachverhalts und nur unter der Voraussetzung erfolgen, daß die Polizei Erkundigungen hinsichtlich des Ausgangs des Verfahrens 
einholt; entfällt der dem Strafermittlungsverfahren zugrunde liegende Verdacht, so sind die Daten zu löschen. 
(3) Die Polizei kann die nach § 27 Abs. 3 erhobenen Daten verarbeiten und nutzen; die nach § 27 Abs. 3 Nr. 3 erhobenen Daten dürfen 
nicht in einem automatisierten Abrufverfahren gespeichert werden. Die Speicherungsdauer dieser Daten darf drei Jahre nicht 
überschreiten. Nach jeweils einem Jahr, gerechnet vom Zeitpunkt ihrer Speicherung, ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen einer 
weiteren Nutzung noch vorliegen; die Entscheidung trifft der Behördenleiter oder ein von ihm beauftragter Beamter. 

§ 38 
Vorgangsverwaltung und Dokumentation 
Zur Vorgangsverwaltung oder zur befristeten Dokumentation behördlichen Handelns können personenbezogene Daten gespeichert 
und nur zu diesem Zweck verarbeitet und genutzt werden. Die §§ 36 und 37 sind nicht anzuwenden. Mittel und Umfang der 
Vorgangsverwaltung werden vom Innenministerium im Benehmen mit dem Landesbeauftragten für den Datenschutz durch 
Verwaltungsvorschrift bestimmt. 

§ 39 
Datenübermittlung 
(1) Personenbezogene Daten können nur zu dem Zweck übermittelt werden, zu dem sie erlangt oder gespeichert worden sind, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Abweichend hiervon können personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit 

1. dies zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr unerläßlich ist, 
2. eine erneute Erhebung der personenbezogenen Daten mit vergleichbaren Mitteln zur Abwehr dieser Gefahr zulässig ist 

und 
3. der Empfänger die personenbezogenen Daten auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig oder nur mit 

unverhältnismäßig hohem Aufwand erlangen kann. 
Bewertungen dürfen nur an Ordnungsbehörden oder die Polizei übermittelt werden. 
(2) Unterliegen die personenbezogenen Daten einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis, ist ihre Übermittlung nur zulässig, 
wenn der Empfänger die personenbezogenen Daten zur Erfüllung des gleichen Zwecks benötigt, zu dem sie von den 
Ordnungsbehörden oder der Polizei erlangt worden sind. 
(3) Die übermittelnde Stelle prüft die Zulässigkeit der Übermittlung. Erfolgt die Übermittlung aufgrund eines Ersuchens des 
Empfängers, hat dieser der übermittelnden Stelle die zur Prüfung erforderlichen Angaben zu machen. Bei Ersuchen der Polizei, von 
Ordnungsbehörden sowie anderen Behörden und öffentlichen Stellen prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Ersuchen im 
Rahmen der Aufgaben des Empfängers liegt, es sei denn, im Einzelfall besteht Anlaß zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit des 
Ersuchens. 
(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten ist aktenkundig zu machen. Bei mündlichen Auskünften gilt dies nur, soweit zur 
Person bereits schriftliche Unterlagen geführt werden. 
(5) Der Empfänger darf die übermittelten personenbezogenen Daten nur zu dem Zweck nutzen, zu dem sie ihm übermittelt worden 
sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

§ 40 
Datenübermittlung zwischen Polizei und Ordnungsbehörden 
(1) Zwischen Polizeidienststellen des Landes, zwischen Ordnungsbehörden sowie zwischen Ordnungsbehörden und der Polizei 
können personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit dies zur Erfüllung polizeilicher oder ordnungsbehördlicher Aufgaben 
erforderlich ist. § 36 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. Die über Personen nach § 27 Abs. 3 gespeicherten personenbezogenen Daten 
dürfen nur an andere Polizeidienststellen übermittelt werden. 
(2) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Ordnungsbehörden und Polizeidienststellen anderer Länder und des Bundes 
gilt Absatz 1 entsprechend. 
(3) Das Innenministerium darf zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben, die überörtliche Bedeutung haben, einen Datenverbund 
vereinbaren, der eine automatisierte Datenübermittlung zwischen Polizeidienststellen des Landes und Polizeidienststellen des 
Bundes und der Länder ermöglicht. In der Vereinbarung ist auch festzulegen, welcher Behörde die nach diesem Gesetz bestehenden 
Pflichten einer speichernden Stelle obliegen. Die §§ 42 und 47 gelten entsprechend. 
(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an ausländische Polizeidienststellen gelten die Absätze 1 und 3 entsprechend, 
wenn dies wegen der polizeilichen Zusammenarbeit im Grenzgebiet oder der internationalen polizeilichen Zusammenarbeit 
erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, daß die Daten von den ausländischen Polizeibehörden entgegen dem 
Zweck eines deutschen Gesetzes verwandt werden. § 41 Abs. 3 und 4 bleibt unberührt. 

§ 41  
Datenübermittlung an andere Behörden oder Stellen; Bekanntgabe an die Öffentlichkeit 
(1) Sind andere Behörden, andere öffentliche Stellen oder Stellen außerhalb der öffentlichen Verwaltung an der Abwehr von 
Gefahren beteiligt, können ihnen personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit die Kenntnis dieser personenbezogenen 
Daten zur Gefahrenabwehr erforderlich erscheint. Im Übrigen können personenbezogene Daten an Behörden oder Stellen innerhalb 
oder außerhalb der öffentlichen Verwaltung übermittelt werden, soweit dies zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden 
Gefahr erforderlich ist. 
(2) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können Daten einer Person zum Zwecke der Ermittlung der Identität oder des 
Aufenthaltsortes oder zur Warnung öffentlich bekannt geben oder an andere Stellen zur Bekanntgabe an die Öffentlichkeit 
übermitteln, wenn 

1. die Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person auf andere Weise 
nicht möglich erscheint oder 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person eine Straftat von erheblicher Bedeutung (§ 49) begehen wird und 
die Verhütung oder die Vorsorge für die Verfolgung dieser Straftat auf andere Weise nicht möglich erscheint. 
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(3) Personenbezogene Daten können an ausländische öffentliche Stellen sowie an über- oder zwischenstaatliche Stellen übermittelt 
werden, soweit dies erforderlich ist 

1. zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr durch die übermittelnde Stelle oder 
2. zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden erheblichen Gefahr durch den Empfänger und dieser dargetan hat, 

daß er geeignete Datenschutzvorkehrungen getroffen hat. 
(4) Die Übermittlung nach Absatz 3 unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme besteht, daß dadurch gegen den Zweck eines 
deutschen Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Belange der betroffenen Person beeinträchtigt würden. Der Empfänger ist 
darauf hinzuweisen, daß die personenbezogenen Daten nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihm 
übermittelt wurden. 
(5) Für die Übermittlung personenbezogener Daten zwischen der Verfassungsschutzbehörde und den Ordnungsbehörden oder der 
Polizei des Landes gelten die Vorschriften des Landesverfassungsschutzgesetzes. 

§ 42 
Automatisiertes Abrufverfahren 
(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung personenbezogener Daten zwischen Polizeidienststellen, 
zwischen Ordnungsbehörden sowie zwischen Ordnungsbehörden und der Polizei durch Abruf aus einer Datei ermöglicht, ist zulässig, 
soweit diese Form der Übermittlung unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Belange der Betroffenen und der Erfüllung der 
Aufgaben angemessen ist. Abrufe sind in überprüfbarer Form aufzuzeichnen; die Aufzeichnungen dürfen nur zur Bekämpfung von 
Straftaten von erheblicher Bedeutung (§ 49) und für die Kontrolle der Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen verwendet 
werden. 
(2) Die Beschreibung (§ 47) bedarf der Zustimmung des Innenministeriums. Die Nutzung der Aufzeichnungen über Abrufe bedarf 
einer Anordnung nach § 34 Abs. 1 . 

§ 43 
Datenabgleich 
(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten der in den §§ 69, 70 sowie § 27 Abs. 3 Nr. 1 genannten Personen mit dem Inhalt 
polizeilicher Dateien im Rahmen der Zweckbindung dieser Dateien abgleichen. Personenbezogene Daten anderer Personen kann die 
Polizei abgleichen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß dies zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben erforderlich 
erscheint. Die Polizei kann ferner im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung erlangte personenbezogene Daten mit dem 
Fahndungsbestand abgleichen. Ein Abgleich der nach § 27 Abs. 2 erlangten personenbezogenen Daten ist nur mit Zustimmung der 
Betroffenen zulässig. 
(2) Rechtsvorschriften über den Datenabgleich in anderen Fällen bleiben unberührt. 

§ 43a [1]  
Datenabgleich zur Erkennung von Kraftfahrzeugkennzeichen 
(1) Die Polizei kann unter den Voraussetzungen der §§ 27a, 29, 32 oder 33 Abs. 1 Nr. 1 im öffentlichen Verkehrsraum 
personenbezogene Daten durch den offenen Einsatz technischer Mittel zur elektronischen Erkennung von Kraftfahrzeugkennzeichen 
zum Zwecke des automatisierten Abgleichs mit dem Fahndungsbestand erheben. Eine verdeckte Datenerhebung ist nur unter den 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 2 Satz 2 zulässig. Die Datenerhebung darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
betroffen sind. 
(2) Der Abgleich erhobener Kennzeichendaten mit anderen polizeilichen Dateien ist nur zulässig, soweit die Dateien zur Abwehr von 
im Einzelfall oder im Hinblick auf bestimmte Ereignisse allgemein bestehende Gefahren errichtet wurden und der Abgleich zur 
Abwehr einer solchen Gefahr erforderlich ist. 
(3) Erfasste Kennzeichendaten, die nach Durchführung des Datenabgleichs nicht im Fahndungsbestand oder in einer Datei gemäß 
Absatz 2 enthalten sind, sind unverzüglich zu löschen. 

§ 44 
Rasterfahndung 
(1) Die Polizei kann von Behörden, anderen öffentlichen Stellen und von Stellen außerhalb der öffentlichen Verwaltung zur Abwehr 
einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes die Übermittlung von personenbezogenen Daten bestimmter Personengruppen aus Dateien zum Zweck 
des Abgleichs mit anderen Datenbeständen verlangen (Rasterfahndung), wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass dies zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. Vorschriften über ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis bleiben 
unberührt. 
(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf Namen, Anschrift, Tag und Ort der Geburt sowie auf im einzelnen Falle festzulegende 
Merkmale zu beschränken. Weitere übermittelte personenbezogene Daten dürfen nicht genutzt werden. 
(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann, sind die übermittelten und im 
Zusammenhang mit der Maßnahme zusätzlich angefallenen personenbezogenen Daten auf dem Datenträger zu löschen und die 
Unterlagen zurückzugeben oder zu vernichten, soweit sie nicht zur Abwehr einer anderen Gefahr im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 oder 
für ein mit dem Sachverhalt zusammenhängendes Strafverfahren erforderlich sind. Über die getroffene Maßnahme ist eine 
Niederschrift anzufertigen. Diese Niederschrift ist gesondert aufzubewahren, durch technische und organisatorische Maßnahmen zu 
sichern und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Vernichtung der Unterlagen nach Satz 1 folgt, zu vernichten. 
(4) Die Maßnahme darf nur das Innenministerium anordnen. Der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist zu unterrichten. 

§ 45 *  
Berichtigung, Löschung und Sperrung personenbezogener Daten 
(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Es ist in geeigneter Weise zu dokumentieren, in welchem 
Zeitraum und aus welchem Grund die Daten unrichtig waren. Die Daten sind zu ergänzen, wenn der Zweck der Speicherung oder ein 
berechtigtes Interesse der betroffenen Person dies erfordert. 
(2) Personenbezogene Daten sind unverzüglich zu löschen, sobald festgestellt wird, daß 

1. ihre Erhebung unzulässig war oder 
2. ihre Speicherung unzulässig ist. 

Darüber hinaus sind sie zu löschen, wenn aus Anlaß einer Einzelfallbearbeitung festgestellt wird, daß 
1. sie unrichtig sind und die speichernde Stelle keine Kenntnis der richtigen Daten erlangen kann oder 
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2. ihre Kenntnis zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der speichernden Stelle liegenden Aufgabe nicht mehr erforderlich ist. 
Werden personenbezogene Daten in Dateien gespeichert, so sind sie auch zu löschen, wenn diese Feststellungen bei einer nach 
bestimmten Fristen vorzunehmenden Überprüfung (§ 46) getroffen werden. Kommt eine Löschung zum Zeitpunkt der Überprüfung 
nicht in Betracht, so müssen sich die Gründe dafür aus den Unterlagen ergeben; in diesem Fall ist eine neue Prüffrist festzulegen. 
(3) Werden personenbezogene Daten in Akten gespeichert, ist die Löschung nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 nur durchzuführen, wenn die 
gesamte Akte zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist. Soweit eine Löschung hiernach nicht in Betracht kommt, sind die 
Daten zu sperren. 
(4) An Stelle der Löschung tritt eine Sperrung, solange 

1. Grund zu der Annahme besteht, daß durch die Löschung schutzwürdige Belange des Betroffenen beeinträchtigt werden, 
oder 

2. die Nutzung der personenbezogenen Daten zur Behebung einer bestehenden Beweisnot in einem gerichtlichen Verfahren 
oder einem Verwaltungsverfahren unerläßlich ist. 

Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur zu den in Satz 1 Nr. 2 oder zu wissenschaftlichen Zwecken nach 
Maßgabe des § 34 des Landesdatenschutzgesetzes genutzt werden. 
(5) Für die Übergabe der Daten an ein Archiv gelten an Stelle einer Löschung aus dem in Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 genannten Grund die 
Vorschriften des Landesarchivgesetzes. 
(6) Erweisen sich personenbezogene Daten nach ihrer Übermittlung als unzulässig erhoben, unzulässig gespeichert, unrichtig oder 
unvollständig, so ist der Empfänger unverzüglich davon, insbesondere über Berichtigungen und Ergänzungen, in Kenntnis zu setzen, 
wenn die Unterlassung der Mitteilung für den Betroffenen nach den Umständen des Einzelfalls nachteilig sein kann. 

Unterabschnitt 3: 
Prüffristen und Beschreibung von Verfahren 

§ 46 *  
Prüffristen 
Werden personenbezogene Daten in Dateien gespeichert, so ist innerhalb festzulegender Fristen die Zulässigkeit der weiteren 
Speicherung dieser Daten zu überprüfen. Die Prüffristen dürfen 

1. bei Erwachsenen fünf Jahre, in besonderen Fällen zehn Jahre, 
2. bei Erwachsenen nach Vollendung des 70. Lebensjahres und bei Jugendlichen fünf Jahre, 
3. bei Kindern zwei Jahre sowie 
4. abweichend von Nummer 1 und 2 bei einer Sexualstraftat nach den §§ 174 bis 180 , 182 oder einer Straftat nach den §§ 

211 bis 213 , 223 bis 227 des Strafgesetzbuches, die sexuell bestimmt ist, 15 Jahre 
nicht überschreiten, wobei nach dem Zweck der Speicherung sowie der Art und Bedeutung des Sachverhalts zu unterscheiden ist. Die 
Frist beginnt regelmäßig mit dem Tag der letzten behördlichen Speicherung eines für die Gefahrenprognose maßgebenden 
personenbezogenen Datums, jedoch nicht vor der Entlassung des Betroffenen aus einer Justizvollzugsanstalt, der Beendigung einer 
mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel der Besserung und Sicherung oder dem Ablauf einer gerichtlich bestimmten 
Bewährungszeit. 

§ 47 
Verfahren 
(1) Verfahren zum Umgang mit personenbezogenen Daten sind auf das erforderliche Maß zu beschränken. In angemessenen 
Abständen ist die Notwendigkeit ihrer Weiterführung oder Änderung zu prüfen. 
(2) Für jedes automatisierte Verfahren ist eine Beschreibung zu erstellen, in der neben den Vorgaben des § 18 des 
Landesdatenschutzgesetzes zusätzlich Prüffristen nach § 46 anzuordnen sind. 
(3) Das Innenministerium regelt das Nähere durch Verwaltungsvorschrift. Die Beschreibung ist dem Landesbeauftragten für den 
Datenschutz zu übersenden. 

Unterabschnitt 4: 
Auskunftsrecht und Begriffsbestimmung 

§ 48 
Auskunftsrecht des Betroffenen, Akteneinsicht 
(1) Dem Betroffenen ist von der mit den Daten umgehenden Stelle auf Antrag gebührenfrei Auskunft zu erteilen über 

1. die über ihn gespeicherten Daten, 
2. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Speicherung sowie 
3. die Empfänger von Übermittlungen und die Teilnehmer an automatisierten Abrufverfahren. 

Ein Auskunftsanspruch besteht nicht, wenn eine Auskunft bereits erteilt wurde und die gespeicherten personenbezogenen Daten 
sich nicht geändert haben oder die Auskunft offensichtlich mißbräuchlich verlangt wird. 
(2) Sind personenbezogene Daten in Akten oder nicht automatisierten Dateien gespeichert, ist dem Betroffenen gebührenfrei 
Einsicht in die jeweiligen ihn betreffenden Akten oder Dateien zu gewähren. Die Einsichtnahme darf nicht erfolgen, wenn die 
personenbezogenen Daten des Betroffenen mit personenbezogenen Daten Dritter oder geheimhaltungsbedürftigen nicht 
personenbezogenen Daten derart verbunden sind, daß ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand 
möglich ist. In diesem Fall ist der betroffenen Person jedoch über die zu ihr gespeicherten Daten Auskunft zu erteilen. 
Rechtsvorschriften über die Akteneinsicht im Verwaltungsverfahren bleiben unberührt. 
(3) Die Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht entfällt, soweit eine Prüfung ergibt, daß 

1. dadurch die Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben erheblich erschwert oder gefährdet werden 
würde, 

2. die personenbezogenen Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder wegen der 
berechtigten Interessen einer dritten Person geheimgehalten werden müssen oder 

3. durch die Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile 
entstehen würden; die Entscheidung über die Auskunftsverweigerung trifft in diesem Fall das Innenministerium. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 ist die betroffene Person unter Mitteilung der wesentlichen Gründe für die Auskunftsverweigerung 
darauf hinzuweisen, daß sie sich an den Landesbeauftragten für den Datenschutz wenden kann. Eine Begründung erfolgt nicht, 
soweit dadurch der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet werden würde. Die Gründe für die Entscheidung nach 
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Satz 2 sind aktenkundig zu machen. 

    

Dieses Auskunftsrecht sollte umfassend und von Jedem genutzt werden, der im RahmDieses Auskunftsrecht sollte umfassend und von Jedem genutzt werden, der im RahmDieses Auskunftsrecht sollte umfassend und von Jedem genutzt werden, der im RahmDieses Auskunftsrecht sollte umfassend und von Jedem genutzt werden, der im Rahmen polizeilicher en polizeilicher en polizeilicher en polizeilicher 
Maßnahmen Angaben zur Person machen musste. Für alle Maßnahmen der Landespolizei Maßnahmen Angaben zur Person machen musste. Für alle Maßnahmen der Landespolizei Maßnahmen Angaben zur Person machen musste. Für alle Maßnahmen der Landespolizei Maßnahmen Angaben zur Person machen musste. Für alle Maßnahmen der Landespolizei 
MecklenburgMecklenburgMecklenburgMecklenburg----Vorpommern und der diese unterstützenden anderen Landespolizeien im Umfeld der Vorpommern und der diese unterstützenden anderen Landespolizeien im Umfeld der Vorpommern und der diese unterstützenden anderen Landespolizeien im Umfeld der Vorpommern und der diese unterstützenden anderen Landespolizeien im Umfeld der 
G8G8G8G8----Tagung ist zuständige Stelle:Tagung ist zuständige Stelle:Tagung ist zuständige Stelle:Tagung ist zuständige Stelle:    
    
Polizeidirektion Rostock, BAO KAVPolizeidirektion Rostock, BAO KAVPolizeidirektion Rostock, BAO KAVPolizeidirektion Rostock, BAO KAVALA, Hohen Tannen, 18196 Waldeck. ALA, Hohen Tannen, 18196 Waldeck. ALA, Hohen Tannen, 18196 Waldeck. ALA, Hohen Tannen, 18196 Waldeck.     
    
Wenn zu deren Auskünften Fragen auftauchen oder sonst der Eindruck entsteht, nicht ausreichend Wenn zu deren Auskünften Fragen auftauchen oder sonst der Eindruck entsteht, nicht ausreichend Wenn zu deren Auskünften Fragen auftauchen oder sonst der Eindruck entsteht, nicht ausreichend Wenn zu deren Auskünften Fragen auftauchen oder sonst der Eindruck entsteht, nicht ausreichend 
informiert worden zu sein, kann sich jeder informiert worden zu sein, kann sich jeder informiert worden zu sein, kann sich jeder informiert worden zu sein, kann sich jeder –––– unabhängig von Staatsbürgerschaft oder Wohnort  unabhängig von Staatsbürgerschaft oder Wohnort  unabhängig von Staatsbürgerschaft oder Wohnort  unabhängig von Staatsbürgerschaft oder Wohnort –––– an  an  an  an 
den den den den     
    
Landesbeauftragten fürLandesbeauftragten fürLandesbeauftragten fürLandesbeauftragten für den Datenschutz Mecklenburg den Datenschutz Mecklenburg den Datenschutz Mecklenburg den Datenschutz Mecklenburg----Vorpommern, Vorpommern, Vorpommern, Vorpommern,     
Schloss Schwerin, 19071 Schwerin Schloss Schwerin, 19071 Schwerin Schloss Schwerin, 19071 Schwerin Schloss Schwerin, 19071 Schwerin     
    
wenden. Dieser überprüft unabhängig und weisungsfrei die Einhaltung der entsprechenden wenden. Dieser überprüft unabhängig und weisungsfrei die Einhaltung der entsprechenden wenden. Dieser überprüft unabhängig und weisungsfrei die Einhaltung der entsprechenden wenden. Dieser überprüft unabhängig und weisungsfrei die Einhaltung der entsprechenden 
Vorschriften. Vorschriften. Vorschriften. Vorschriften.         

§ 49 
Straftaten von erheblicher Bedeutung 
Straftaten von erheblicher Bedeutung im Sinne dieses Gesetzes sind 
1. Verbrechen, 
2. Vergehen nach den §§ 86 , 86a , 95 , 129 , 130 , 310 Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches und 
3. banden-, gewerbs-, serienmäßig oder sonst organisiert begangene Vergehen nach den 
a) §§ 125 a , 180 a , 181 a , 224 , 243 , 244 , 260 , 263 bis 264 a , 265 b , 266 , 267 , 283 , 283 a und 324 bis 330 des Strafgesetzbuches, 
b) § 52 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c und d des Waffengesetzes, 
c) § 29 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 des Betäubungsmittelgesetzes, 
d) § 95 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes . 

    

Straftaten von erheblicher Bedeutung sind alle Verbrechen (Straftaten von erheblicher Bedeutung sind alle Verbrechen (Straftaten von erheblicher Bedeutung sind alle Verbrechen (Straftaten von erheblicher Bedeutung sind alle Verbrechen (Straftaten, für die eine 
Mindesfreiheitsstrafe von einem Jahr angedroht ist) sowie folgende Vergehen:) sowie folgende Vergehen:) sowie folgende Vergehen:) sowie folgende Vergehen:    
§ 86 Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen;  § 86 Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen;  § 86 Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen;  § 86 Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen;  §  86a §  86a §  86a §  86a 
Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen; §  95  Offenbaren von Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen; §  95  Offenbaren von Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen; §  95  Offenbaren von Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen; §  95  Offenbaren von 
Staatsgeheimnissen; § 129  Bildung krimineller Vereinigungen; § 130  Volksverhetzung; § 310 Staatsgeheimnissen; § 129  Bildung krimineller Vereinigungen; § 130  Volksverhetzung; § 310 Staatsgeheimnissen; § 129  Bildung krimineller Vereinigungen; § 130  Volksverhetzung; § 310 Staatsgeheimnissen; § 129  Bildung krimineller Vereinigungen; § 130  Volksverhetzung; § 310 
Vorbereitung eines ExplosionsVorbereitung eines ExplosionsVorbereitung eines ExplosionsVorbereitung eines Explosions---- oder Strahlungsverbrechens oder Strahlungsverbrechens oder Strahlungsverbrechens oder Strahlungsverbrechens    
Wenn die Taten Wenn die Taten Wenn die Taten Wenn die Taten bandenmäßigbandenmäßigbandenmäßigbandenmäßig begangen werden, gelten auch folgende Straftaten als  begangen werden, gelten auch folgende Straftaten als  begangen werden, gelten auch folgende Straftaten als  begangen werden, gelten auch folgende Straftaten als 
erhebliche:erhebliche:erhebliche:erhebliche:    
§ 125a Besonders schwerer Fall des Landfriedensbruchs (§ 125a Besonders schwerer Fall des Landfriedensbruchs (§ 125a Besonders schwerer Fall des Landfriedensbruchs (§ 125a Besonders schwerer Fall des Landfriedensbruchs (Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter 1. eine Schußwaffe bei sich führt, 2. eine andere Waffe bei sich führt, 
um diese bei der Tat zu verwenden, 3. durch eine Gewalttätigkeit einen anderen in die Gefahr 
des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung bringt oder 4. plündert oder 
bedeutenden Schaden an fremden Sachen anrichtet); § 180a Ausbeutung); § 180a Ausbeutung); § 180a Ausbeutung); § 180a Ausbeutung von Prostituierten;  von Prostituierten;  von Prostituierten;  von Prostituierten; 
§ 181a Zuhälterei, § 224  Gefährliche Körperverletzung; § 243 Besonders schwerer Fall des § 181a Zuhälterei, § 224  Gefährliche Körperverletzung; § 243 Besonders schwerer Fall des § 181a Zuhälterei, § 224  Gefährliche Körperverletzung; § 243 Besonders schwerer Fall des § 181a Zuhälterei, § 224  Gefährliche Körperverletzung; § 243 Besonders schwerer Fall des 
Diebstahls;  § 244  Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdiebstahl; § Diebstahls;  § 244  Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdiebstahl; § Diebstahls;  § 244  Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdiebstahl; § Diebstahls;  § 244  Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdiebstahl; § 
260 Gewerbsmäßige Hehlerei, Bandenhehlerei; § 263 Betrug;260 Gewerbsmäßige Hehlerei, Bandenhehlerei; § 263 Betrug;260 Gewerbsmäßige Hehlerei, Bandenhehlerei; § 263 Betrug;260 Gewerbsmäßige Hehlerei, Bandenhehlerei; § 263 Betrug; § 263a Computerbetrug; § 264  § 263a Computerbetrug; § 264  § 263a Computerbetrug; § 264  § 263a Computerbetrug; § 264 
Subventionsbetrug;  § 264a  Kapitalanlagebetrug; § 265b Kreditbetrug; § 266 Untreue; § 267 Subventionsbetrug;  § 264a  Kapitalanlagebetrug; § 265b Kreditbetrug; § 266 Untreue; § 267 Subventionsbetrug;  § 264a  Kapitalanlagebetrug; § 265b Kreditbetrug; § 266 Untreue; § 267 Subventionsbetrug;  § 264a  Kapitalanlagebetrug; § 265b Kreditbetrug; § 266 Untreue; § 267 
Urkundenfälschung; § 283 Bankrott; § 283a Besonders schwerer Fall des Bankrotts; § 324  Urkundenfälschung; § 283 Bankrott; § 283a Besonders schwerer Fall des Bankrotts; § 324  Urkundenfälschung; § 283 Bankrott; § 283a Besonders schwerer Fall des Bankrotts; § 324  Urkundenfälschung; § 283 Bankrott; § 283a Besonders schwerer Fall des Bankrotts; § 324  
Gewässerverunreinigung; § 324a BodenverunreinigGewässerverunreinigung; § 324a BodenverunreinigGewässerverunreinigung; § 324a BodenverunreinigGewässerverunreinigung; § 324a Bodenverunreinigung;  § 325  Luftverunreinigung;  § 325a ung;  § 325  Luftverunreinigung;  § 325a ung;  § 325  Luftverunreinigung;  § 325a ung;  § 325  Luftverunreinigung;  § 325a 
Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen; § 326  Unerlaubter Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen; § 326  Unerlaubter Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen; § 326  Unerlaubter Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen; § 326  Unerlaubter 
Umgang mit gefährlichen Abfällen;  § 327  Unerlaubtes Betreiben von Anlagen;  § 328  Umgang mit gefährlichen Abfällen;  § 327  Unerlaubtes Betreiben von Anlagen;  § 328  Umgang mit gefährlichen Abfällen;  § 327  Unerlaubtes Betreiben von Anlagen;  § 328  Umgang mit gefährlichen Abfällen;  § 327  Unerlaubtes Betreiben von Anlagen;  § 328  
Unerlaubter Umgang mit radioaktiven StofUnerlaubter Umgang mit radioaktiven StofUnerlaubter Umgang mit radioaktiven StofUnerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen und anderen gefährlichen Stoffen und Gütern;  fen und anderen gefährlichen Stoffen und Gütern;  fen und anderen gefährlichen Stoffen und Gütern;  fen und anderen gefährlichen Stoffen und Gütern;  
§ 329  Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete;  § 330  Besonders schwerer Fall einer § 329  Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete;  § 330  Besonders schwerer Fall einer § 329  Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete;  § 330  Besonders schwerer Fall einer § 329  Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete;  § 330  Besonders schwerer Fall einer 
UmweltstraftatUmweltstraftatUmweltstraftatUmweltstraftat    
        

§ 52  
Platzverweisung 
(1) Zur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr ist es zulässig, eine Person vorübergehend von einem Ort zu 
verweisen oder ihr vorübergehend das Betreten eines Ortes zu verbieten. Die Platzverweisung kann auch gegen Personen 
angeordnet werden, die den Einsatz der Feuerwehr oder von Hilfs- oder Rettungsdiensten behindern. 
(2) Die Polizei kann eine Person ihrer Wohnung und des unmittelbar angrenzenden Bereichs verweisen, wenn dies erforderlich ist, 
um eine gegenwärtige Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit von Bewohnern derselben Wohnung abzuwenden. Unter den gleichen 
Voraussetzungen kann ein Betretungsverbot angeordnet werden. Eine solche Maßnahme darf die Dauer von 14 Tagen nicht 
überschreiten. Ergänzend können Maßnahmen zur Durchsetzung der Wegweisung oder des Betretungsverbotes verfügt werden. Im 
Falle eines Antrags auf zivilrechtlichen Schutz nach dem Gewaltschutzgesetz vom 11. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3513) mit dem Ziel 



 12

des Erlasses einer einstweiligen Anordnung endet die nach Satz 1 oder 2 verfügte polizeiliche Maßnahme bereits mit dem Tag der 
Wirksamkeit der gerichtlichen Entscheidung. Das Gericht informiert die Polizei über seine Entscheidung. 
(3) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine Person in einem bestimmten örtlichen Bereich eine Straftat begehen wird, so 
kann ihr bis zu einer Dauer von zehn Wochen untersagt werden, diesen Bereich zu betreten oder sich dort aufzuhalten. Örtlicher 
Bereich im Sinne des Satzes 1 ist ein Ort oder ein Gebiet innerhalb einer Gemeinde oder auch ein gesamtes Gemeindegebiet. Das 
Gebot ist zeitlich und örtlich auf den zur Verhütung der Straftat erforderlichen Umfang zu beschränken und darf räumlich nicht den 
Zugang zur Wohnung der betroffenen Person umfassen. Die Vorschriften des Versammlungsrechts bleiben unberührt. 

    

Auch hier ist es entscheidend festzustellen, welche Tatsachen die Auch hier ist es entscheidend festzustellen, welche Tatsachen die Auch hier ist es entscheidend festzustellen, welche Tatsachen die Auch hier ist es entscheidend festzustellen, welche Tatsachen die Annahme rechtfertigen sollen, dass Annahme rechtfertigen sollen, dass Annahme rechtfertigen sollen, dass Annahme rechtfertigen sollen, dass 
die konkret betroffene Person Straftaten begehen wird. Also: Frage den Polizeibeamten, welche die konkret betroffene Person Straftaten begehen wird. Also: Frage den Polizeibeamten, welche die konkret betroffene Person Straftaten begehen wird. Also: Frage den Polizeibeamten, welche die konkret betroffene Person Straftaten begehen wird. Also: Frage den Polizeibeamten, welche 
Tatsache die Maßnahme rechtfertigen soll und beziehe hierzu Stellung! Und selbst dann muss der Tatsache die Maßnahme rechtfertigen soll und beziehe hierzu Stellung! Und selbst dann muss der Tatsache die Maßnahme rechtfertigen soll und beziehe hierzu Stellung! Und selbst dann muss der Tatsache die Maßnahme rechtfertigen soll und beziehe hierzu Stellung! Und selbst dann muss der 
Platzverweis zeitlich begrenzt sPlatzverweis zeitlich begrenzt sPlatzverweis zeitlich begrenzt sPlatzverweis zeitlich begrenzt sein. Namen und Anschriften der verwiesenen Personen werden in einer ein. Namen und Anschriften der verwiesenen Personen werden in einer ein. Namen und Anschriften der verwiesenen Personen werden in einer ein. Namen und Anschriften der verwiesenen Personen werden in einer 
gesonderten Datei gespeichert, die unmittelbar nach Ablauf der ausgesprochenen Verweise zu löschen gesonderten Datei gespeichert, die unmittelbar nach Ablauf der ausgesprochenen Verweise zu löschen gesonderten Datei gespeichert, die unmittelbar nach Ablauf der ausgesprochenen Verweise zu löschen gesonderten Datei gespeichert, die unmittelbar nach Ablauf der ausgesprochenen Verweise zu löschen 
ist.ist.ist.ist.    
Zu den Vorschriften des Versammlungsrechtes siehe unten.Zu den Vorschriften des Versammlungsrechtes siehe unten.Zu den Vorschriften des Versammlungsrechtes siehe unten.Zu den Vorschriften des Versammlungsrechtes siehe unten.        

§ 53 
Durchsuchung und Untersuchung von Personen 
(1) Eine Person kann außer in den Fällen des § 29 Abs. 3 Satz 2 nur durchsucht werden, wenn 
1. tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Person Sachen bei sich führt, die sichergestellt werden können, 
2. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften angehalten oder festgehalten werden kann und die Durchsuchung 
zum Schutz der Person oder zur Eigensicherung des Amtsträgers erforderlich ist oder 
3. eine Identitätsfeststellung aufgrund des § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2 oder 3 zulässig ist. 
 

    

Der häufigste Fall wird wohl Nummer 3. „eine Identitätsfeststellung aufgrund des § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. Der häufigste Fall wird wohl Nummer 3. „eine Identitätsfeststellung aufgrund des § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. Der häufigste Fall wird wohl Nummer 3. „eine Identitätsfeststellung aufgrund des § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. Der häufigste Fall wird wohl Nummer 3. „eine Identitätsfeststellung aufgrund des § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 2 oder 3“ sein. Damit ist eine Durchsuchung zulässig, wenn die Identität einer Person zur Abwehr 1, 2 oder 3“ sein. Damit ist eine Durchsuchung zulässig, wenn die Identität einer Person zur Abwehr 1, 2 oder 3“ sein. Damit ist eine Durchsuchung zulässig, wenn die Identität einer Person zur Abwehr 1, 2 oder 3“ sein. Damit ist eine Durchsuchung zulässig, wenn die Identität einer Person zur Abwehr 
einer im einzelnen Falle bevoeiner im einzelnen Falle bevoeiner im einzelnen Falle bevoeiner im einzelnen Falle bevorstehenden Gefahr festgestellt werden darf oder rstehenden Gefahr festgestellt werden darf oder rstehenden Gefahr festgestellt werden darf oder rstehenden Gefahr festgestellt werden darf oder     
1. wenn sie sich an einem Ort aufhält,1. wenn sie sich an einem Ort aufhält,1. wenn sie sich an einem Ort aufhält,1. wenn sie sich an einem Ort aufhält,    
für den tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, daßfür den tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, daßfür den tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, daßfür den tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, daß    
aa) dort Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben,aa) dort Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben,aa) dort Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben,aa) dort Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben,    
bb) sich dort gesuchte Straftäter verbergen,bb) sich dort gesuchte Straftäter verbergen,bb) sich dort gesuchte Straftäter verbergen,bb) sich dort gesuchte Straftäter verbergen,    
…………    
2. we2. we2. we2. wenn sie sich in einer Verkehrsnn sie sich in einer Verkehrsnn sie sich in einer Verkehrsnn sie sich in einer Verkehrs---- oder Versorgungsanlage oder  oder Versorgungsanlage oder  oder Versorgungsanlage oder  oder Versorgungsanlage oder ----einrichtung, einem öffentlichen einrichtung, einem öffentlichen einrichtung, einem öffentlichen einrichtung, einem öffentlichen 
Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder in deren unmittelbarer Nähe aufhält und tatsächliche Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder in deren unmittelbarer Nähe aufhält und tatsächliche Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder in deren unmittelbarer Nähe aufhält und tatsächliche Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder in deren unmittelbarer Nähe aufhält und tatsächliche 
Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß in oder an diesem Objekt StraftatAnhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß in oder an diesem Objekt StraftatAnhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß in oder an diesem Objekt StraftatAnhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß in oder an diesem Objekt Straftaten begangen werden en begangen werden en begangen werden en begangen werden 
sollen, durch die Personen oder diese Objekte gefährdet sind,sollen, durch die Personen oder diese Objekte gefährdet sind,sollen, durch die Personen oder diese Objekte gefährdet sind,sollen, durch die Personen oder diese Objekte gefährdet sind,    
3. wenn sie sich in einem gefährdeten Objekt oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und die 3. wenn sie sich in einem gefährdeten Objekt oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und die 3. wenn sie sich in einem gefährdeten Objekt oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und die 3. wenn sie sich in einem gefährdeten Objekt oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und die 
zuständige Polizeibehörde für dieses Objekt besondere Schutzmaßnahmen angeordnetzuständige Polizeibehörde für dieses Objekt besondere Schutzmaßnahmen angeordnetzuständige Polizeibehörde für dieses Objekt besondere Schutzmaßnahmen angeordnetzuständige Polizeibehörde für dieses Objekt besondere Schutzmaßnahmen angeordnet hat. hat. hat. hat.    
    
Die Nummer 3 trifft für den gesamten Bereich der technischen Sperre zu, dort muss man also jederzeit Die Nummer 3 trifft für den gesamten Bereich der technischen Sperre zu, dort muss man also jederzeit Die Nummer 3 trifft für den gesamten Bereich der technischen Sperre zu, dort muss man also jederzeit Die Nummer 3 trifft für den gesamten Bereich der technischen Sperre zu, dort muss man also jederzeit 
mit einer Durchsuchung rechnen und diese hinnehmen.mit einer Durchsuchung rechnen und diese hinnehmen.mit einer Durchsuchung rechnen und diese hinnehmen.mit einer Durchsuchung rechnen und diese hinnehmen.    
        

(2) Die Person kann zum Zwecke der Durchsuchung zur Dienststelle verbracht werden, wenn es sonst nicht möglich ist, die 
Durchsuchung ordnungsgemäß durchzuführen. 
(3) Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 dürfen nur Polizeivollzugsbeamte anordnen. 
(4) Bei einer lebenden oder verstorbenen Person, von der sich ergibt oder anzunehmen ist, dass sie krank, krankheitsverdächtig, 
ansteckungsverdächtig ist oder war, können Entnahmen von Blutproben und andere körperliche Eingriffe zur Feststellung des 
Infektionsstatus angeordnet werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass es zu einer Übertragung von 
Krankheitserregern, wie insbesondere Hepatitis B, Hepatitis C oder Humanes Immundefizienzvirus (HIV) auf eine andere Person 
gekommen ist und bei dieser Person dadurch eine Gefahr für das Leben oder eine schwerwiegende Gesundheitsgefährdung besteht 
und die Kenntnis des Infektionsstatus zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. Körperliche Untersuchungen und Eingriffe dürfen nur 
von einem Arzt nach den Regeln der ärztlichen Kunst durchgeführt werden. Vor einer Blutentnahme soll eine ärztliche Konsultation 
erfolgen. Körperliche Untersuchungen und Eingriffe sind ohne Einwilligung des Betroffenen zulässig, wenn kein Nachteil für seine 
Gesundheit zu befürchten ist. Die Maßnahme bedarf der richterlichen Anordnung. Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei die 
Maßnahme anordnen. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat. Die bei der Untersuchung 
erhobenen personenbezogenen Daten dürfen über den Zweck dieses Gesetzes hinaus nur zum Schutz vor oder zur Abwehr von 
schwerwiegenden Gesundheitsgefährdungen verarbeitet und genutzt werden. 

§ 54 *  
Verfahren bei der Durchsuchung von Personen 
(1) Bei der Durchsuchung einer Person können der Körper, die Kleidung, der Inhalt der Kleidung und die sonstigen am Körper 
getragenen Sachen durchsucht werden. 
(2) Personen dürfen nur von Personen gleichen Geschlechts oder von Ärzten durchsucht werden; dies gilt nicht, wenn die sofortige 
Durchsuchung zum Schutz gegen eine im einzelnen Falle bevorstehende Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. 

§ 55 *  
Gewahrsam von Personen 
(1) Eine Person kann nur in Gewahrsam genommen werden, wenn dies 
1. zu ihrem Schutz gegen eine im einzelnen Falle bevorstehende Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist, insbesondere, weil sie 
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sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand oder sonst in hilfloser Lage befindet, 
2. unerlässlich ist, um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fortsetzung einer Straftat zu verhindern; die Annahme, dass 
eine Person eine solche Tat begehen oder zu ihrer Begehung beitragen wird, kann sich insbesondere darauf stützen, dass 
sie die Begehung der Tat angekündigt oder dazu aufgefordert hat oder Transparente oder sonstige Gegenstände mit einer solchen 
Aufforderung mit sich führt; dies gilt auch für Flugblätter solchen Inhalts, soweit sie in einer Menge mitgeführt werden, die zur 
Verteilung geeignet ist, 
bei ihr Waffen, Werkzeuge oder sonstige Gegenstände aufgefunden werden, die ersichtlich zur Tatbegehung bestimmt sind oder 
erfahrungsgemäß bei derartigen Taten verwendet werden oder ihre Begleitperson solche Gegenstände mit sich führt und sie den 
Umständen nach hiervon Kenntnis haben musste, oder 
sie bereits in der Vergangenheit aus vergleichbarem Anlass bei der Begehung von Straftaten als Störer angetroffen worden ist und 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Wiederholung dieser Verhaltensweise zu erwarten ist, 
3.unerlässlich ist, um eine gegenwärtige Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, 
4. unerläßlich ist, um private Rechte zu schützen und eine Festnahme und Vorführung der Person nach den §§ 229 und 230 Abs. 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches zulässig ist, oder 
5. unerläßlich ist, um eine Platzverweisung nach § 52 durchzusetzen. 
(2) Minderjährige, die sich der Obhut der Sorgeberechtigten entzogen haben, können in Gewahrsam genommen werden, um sie den 
Sorgeberechtigten oder dem Jugendamt zuzuführen. Satz 1 gilt sinngemäß für unter Betreuung stehende Personen. 
(3) Eine Person, die aus dem Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung 
und Sicherung entwichen ist oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Justizvollzugsanstalt oder einer Anstalt nach den §§ 129 
bis 138 des Strafvollzugsgesetzes aufhält, kann in Gewahrsam genommen und in die Anstalt zurückgebracht werden. 
(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 dürfen nur Polizeivollzugsbeamte vornehmen. 
(5) Der Gewahrsam ist unverzüglich aufzuheben, sobald der Grund weggefallen oder der Zweck erreicht ist. Der Gewahrsam ist 
spätestens am Ende des Tages nach der Übernahme in den Gewahrsam aufzuheben, sofern nicht vorher die Fortdauer der 
Freiheitsentziehung gerichtlich angeordnet worden ist. 

§ 56 *  
Verfahren bei amtlichem Gewahrsam 
(1) Wird eine Person in Gewahrsam, Verwahrung oder Haft genommen oder untergebracht (amtlicher Gewahrsam), so sind ihr 
unverzüglich der Grund der Maßnahme und die zulässigen Rechtsbehelfe bekanntzugeben, es sei denn, die Bekanntgabe wirkt sich 
für die Person nachteilig aus. 
(2) Einer in Gewahrsam genommenen Person ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, einen Angehörigen oder eine Person ihres 
Vertrauens zu benachrichtigen. Ist die betroffene Person nicht in der Lage, von diesem Recht Gebrauch zu machen, so soll die 
Behörde selbst die Benachrichtigung eines Angehörigen übernehmen. Ist die betroffene Person minderjährig, so ist in jedem Falle 
diejenige Person unverzüglich zu benachrichtigen, der die Sorge für die betroffene Person obliegt; ist für die betroffene Person ein 
Betreuer bestellt, so ist dieser zu benachrichtigen. Satz 1 und 2 gelten nicht, soweit der Zweck des Gewahrsams dadurch gefährdet 
wird. 
(3) Die Person soll nicht in einem Raum mit Strafgefangenen, Untersuchungsgefangenen oder Suchtkranken verwahrt werden. 
Frauen und Männer sollen getrennt untergebracht werden; findet der Gewahrsam in Gewahrsamsräumen statt, sind sie getrennt 
unterzubringen. 
(4) Der Person dürfen nur solche Beschränkungen auferlegt werden, die zur Sicherung des Zwecks oder zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung des amtlichen Gewahrsams notwendig sind. 
(5) Nimmt die Polizei eine Person in Gewahrsam, so hat sie unverzüglich eine richterliche Entscheidung über die Zulässigkeit und 
Fortdauer des Gewahrsams herbeizuführen. Der Herbeiführung der Entscheidung bedarf es nicht, wenn anzunehmen ist, dass die 
Entscheidung erst nach Wegfall des Grundes des Gewahrsams ergehen würde. In der Entscheidung ist die höchstzulässige Dauer des 
Gewahrsams zu bestimmen; sie darf im Falle des § 55 Abs. 1 Nr. 2 zehn Tage und in den übrigen Fällen drei Tage nicht überschreiten, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Für die Entscheidung ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die Person in 
Gewahrsam genommen worden ist. Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren bei 
Freiheitsentziehungen. 
(6) Wird der Gewahrsam nach § 55 Abs. 1 im Wege der Amtshilfe in einer Justizvollzugsanstalt vollzogen, gelten die §§ 171, 173 bis 
175 und 178 Abs. 3 des Strafvollzugsgesetzes entsprechend. 

§ 57 *  
Durchsuchung von Sachen 
Sachen können außer in den Fällen des § 29 Abs. 3 Satz 2 nur durchsucht werden, wenn 
1. eine Person sie mitführt, die nach § 53 durchsucht werden darf, 
2. tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sich darin eine andere Sache befindet, die sichergestellt werden kann, 
3. tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sich darin eine Person befindet, die in Gewahrsam genommen werden darf, 
widerrechtlich festgehalten wird oder hilflos ist, 
4. sie sich an einem der in § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 genannten Orte befinden, 
5. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 oder 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe befinden und tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß Straftaten in oder an diesem Objekt begangen werden sollen, oder 
6. es sich um ein Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug handelt, in dem sich eine Person befindet, deren Identität nach § 29 festgestellt 
werden darf; die Durchsuchung kann sich auch auf die in dem Fahrzeug enthaltenen Sachen erstrecken. 

§ 58 
Verfahren bei der Durchsuchung von Sachen 
Bei der Durchsuchung von Sachen hat der Gewahrsamsinhaber das Recht, anwesend zu sein. Ist er abwesend und ein Vertreter oder 
ein Zeuge anwesend, so soll dieser hinzugezogen werden. Dem Gewahrsamsinhaber ist auf Verlangen eine Bescheinigung über die 
Durchsuchung und ihren Grund zu erteilen. 
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Hierdurch hat die Polizei die Befugnis zur DurchsuchunHierdurch hat die Polizei die Befugnis zur DurchsuchunHierdurch hat die Polizei die Befugnis zur DurchsuchunHierdurch hat die Polizei die Befugnis zur Durchsuchung von Sachen gegenüber Personen, die sich im g von Sachen gegenüber Personen, die sich im g von Sachen gegenüber Personen, die sich im g von Sachen gegenüber Personen, die sich im 
Bereich der technischen Sperre oder anderer geschützter Objekte befinden. Auch hierfür braucht es Bereich der technischen Sperre oder anderer geschützter Objekte befinden. Auch hierfür braucht es Bereich der technischen Sperre oder anderer geschützter Objekte befinden. Auch hierfür braucht es Bereich der technischen Sperre oder anderer geschützter Objekte befinden. Auch hierfür braucht es 
aber tatsächliche Anhaltspunkte. Außerdem hat man das Recht auf Erteilung einer Bescheinigung, die aber tatsächliche Anhaltspunkte. Außerdem hat man das Recht auf Erteilung einer Bescheinigung, die aber tatsächliche Anhaltspunkte. Außerdem hat man das Recht auf Erteilung einer Bescheinigung, die aber tatsächliche Anhaltspunkte. Außerdem hat man das Recht auf Erteilung einer Bescheinigung, die 
auch eine Begrauch eine Begrauch eine Begrauch eine Begründung enthalten muss, wenn man es verlangt. Also: Möglichst in jedem Fall eine ündung enthalten muss, wenn man es verlangt. Also: Möglichst in jedem Fall eine ündung enthalten muss, wenn man es verlangt. Also: Möglichst in jedem Fall eine ündung enthalten muss, wenn man es verlangt. Also: Möglichst in jedem Fall eine 
Bescheinigung verlangen und im Nachhinein die rEchtmäßigkeit prüfen lassen. Auch hier hilft der Bescheinigung verlangen und im Nachhinein die rEchtmäßigkeit prüfen lassen. Auch hier hilft der Bescheinigung verlangen und im Nachhinein die rEchtmäßigkeit prüfen lassen. Auch hier hilft der Bescheinigung verlangen und im Nachhinein die rEchtmäßigkeit prüfen lassen. Auch hier hilft der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz.Landesbeauftragte für den Datenschutz.Landesbeauftragte für den Datenschutz.Landesbeauftragte für den Datenschutz.        

§ 59 *  
Betreten und Durchsuchung von Räumen 
(1) Das Betreten von Wohn- und Geschäftsräumen oder eines befriedeten Besitztums ist gegen den Willen des Inhabers nur zulässig, 
wenn dies zur Verhütung einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist. 
(2) Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie andere Räume und Grundstücke, die der Öffentlichkeit zugänglich sind, dürfen zum 
Zwecke der Gefahrenabwehr während der Arbeits-, Geschäfts- oder Aufenthaltszeit betreten werden. 
(3) Die Durchsuchung von Wohn- und Geschäftsräumen oder eines befriedeten Besitztums ist nur zulässig, wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sich darin eine Person befindet, die nach § 51 vorgeführt oder nach einer 
Rechtsvorschrift in Gewahrsam genommen werden darf, 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sich darin Sachen befinden, die nach § 61 Abs. 1 Nr. 1 sichergestellt werden dürfen, 
oder 
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr erforderlich ist. 
(4) Während der Nachtzeit ( § 104 Abs. 3 der Strafprozeßordnung) ist das Betreten und die Durchsuchung nur zur Abwehr einer 
gegenwärtigen erheblichen Gefahr zulässig. Dies gilt nicht für das Betreten von Räumen, 
1. die zur Nachtzeit jedermann zugänglich sind, 
2.wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß 
dort Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben, 
sich dort Personen treffen, die gegen aufenthaltsrechtliche Vorschriften verstoßen, 
sich dort gesuchte Straftäter verbergen oder 
dort Personen dem unerlaubten Glücksspiel nachgehen, oder 
3. die der Prostitution dienen. 
(5) Durchsuchungen von Wohn- und Geschäftsräumen dürfen, außer bei Gefahr im Verzug, nur aufgrund richterlicher Anordnung 
erfolgen. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die zu durchsuchenden Räume liegen. Für das Verfahren gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 
(6) Maßnahmen nach Absatz 3 und 4 dürfen nur Polizeivollzugsbeamte vornehmen. 

§ 60 
Verfahren bei der Durchsuchung von Räumen 
(1) Bei der Durchsuchung der Wohnung, der Geschäftsräume oder des befriedeten Besitztums hat der Inhaber das Recht, anwesend 
zu sein. Ist er nicht anwesend, so soll ein Vertreter oder ein Zeuge hinzugezogen werden. 
(2) Dem Inhaber oder seinem Vertreter ist vor Beginn der Durchsuchung der Grund der Maßnahme bekanntzugeben. Auf die 
zulässigen Rechtsbehelfe ist hinzuweisen. 
(3) Über die Durchsuchung ist eine Niederschrift zu fertigen, in der die für die Durchführung verantwortliche Behörde, Anlaß, Zeit und 
Ort der Durchsuchung und die anwesenden Personen namentlich aufzuführen sind. Die Niederschrift ist von dem durchsuchenden 
Vollzugsbeamten und dem Inhaber des durchsuchten Raumes, seinem Vertreter oder dem hinzugezogenen Zeugen zu 
unterschreiben. Wird die Unterschrift verweigert, so ist hierüber ein Vermerk aufzunehmen. Dem Inhaber oder seinem Vertreter ist 
auf Verlangen eine Abschrift der Niederschrift auszuhändigen. 
(4) Ist die Anfertigung der Niederschrift oder die Aushändigung ihrer Abschrift unter den vorherrschenden Umständen nicht möglich 
oder würde sie den Zweck der Durchsuchung gefährden, so sind dem Inhaber oder seinem Vertreter lediglich die Vornahme der 
Durchsuchung unter Angabe der für die Durchsuchung verantwortlichen Behörde sowie Zeit und Ort der Durchsuchung schriftlich zu 
bestätigen. 
(5) Die nach § 291 der Abgabenordnung für die Vornahme einer Vollstreckungshandlung zur Beitreibung einer Geldforderung 
erforderliche Niederschrift ersetzt die Niederschrift nach dieser Bestimmung. 

§ 61 *  
Sicherstellung von Sachen 
(1) Eine Sache kann nur sichergestellt werden, 
1. um eine gegenwärtige Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, 
2. wenn sie von einer Person mitgeführt wird, die nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten wird, und die 
Sache verwendet werden kann, um sich zu töten oder zu verletzen, Leben oder Gesundheit anderer zu schädigen, fremde Sachen zu 
beschädigen oder die Flucht zu ermöglichen oder zu erleichtern, 
3. um den Eigentümer oder den rechtmäßigen Inhaber der tatsächlichen Gewalt vor Verlust oder Beschädigung einer Sache zu 
schützen oder 
4. wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass sie zur Begehung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
verwendet werden soll. 
(2) Sobald die Voraussetzungen für die Sicherstellung weggefallen sind, sind die Sachen demjenigen herauszugeben, bei dem sie 
sichergestellt worden sind. Ist die Herausgabe an ihn nicht möglich, können sie an einen anderen herausgegeben werden, der seine 
Berechtigung glaubhaft macht. Die Herausgabe ist ausgeschlossen, wenn dadurch erneut die Voraussetzungen für eine 
Sicherstellung eintreten würden. 
(3) Die Herausgabe der Sachen kann von der Zahlung der Kosten, die durch die Sicherstellung entstanden sind, abhängig gemacht 
werden. 

§ 62 
Verfahren bei der Sicherstellung von Sachen 
(1) Hat eine Person eine bewegliche Sache herauszugeben oder vorzulegen, so kann der Vollzugsbeamte (§ 103) sie ihr wegnehmen. 
(2) Der herausgabepflichtigen Person ist eine Bescheinigung zu erteilen, die die weggenommene Sache bezeichnet, den Grund der 
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Maßnahme erkennen läßt und eine Belehrung über die zulässigen Rechtsbehelfe enthalten soll. 
(3) Wird die Sache nicht vorgefunden, so hat die herausgabepflichtige Person auf Verlangen der Vollzugsbehörde vor dem 
Amtsgericht an Eides Statt zu versichern, daß sie nicht wisse, wo die Sache sich befinde. 
(4) Dem Antrag an das Amtsgericht, der herausgabepflichtigen Person die eidesstattliche Versicherung abzunehmen, sind 
beglaubigte Abschriften des Verwaltungsaktes sowie eine etwaige Niederschrift über den erfolglosen Wegnahmeversuch 
beizufügen. Für das Verfahren vor dem Amtsgericht gelten § 883 Abs. 3 , die §§ 899 , 900 Abs. 1, 3 und 5 und die §§ 901 , 902 , 904 bis 
910 und 913 der Zivilprozeßordnung entsprechend. 
(5) Sichergestellte Sachen sind amtlich zu verwahren. Falls die Beschaffenheit der Sache dies nicht zuläßt oder die amtliche 
Verwahrung unzweckmäßig ist, kann der Zweck der Sicherstellung auf andere Weise gewährleistet werden. 

§ 63 
Amtliche Verwahrung 
(1) Wird eine Sache amtlich oder durch einen Dritten in amtlichem Auftrag verwahrt, so ist das Erforderliche zu veranlassen, um 
einem Verderb oder einer wesentlichen Minderung ihres Wertes vorzubeugen. Dies gilt nicht, wenn der Dritte auf Verlangen des 
früheren Gewahrsamsinhabers mit der Verwahrung beauftragt worden ist. Abweichende Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 
(2) Die verwahrten Sachen sind zu verzeichnen und so zu kennzeichnen, daß Verwechselungen vermieden werden. 

 

Abschnitt 5: 
In Anspruch zu nehmende Personen 

§ 68 
Grundsatz 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr dürfen nur gegen die nach den §§ 69 oder 70 verantwortlichen Personen gerichtet werden, es sei 
denn, daß gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 

§ 69 
Verantwortlichkeit für das Verhalten von Personen 
(1) Wird die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch das Verhalten von Personen gestört oder im einzelnen Fall gefährdet, so ist 
die Person verantwortlich, die die Störung oder Gefahr verursacht hat. 
(2) Verursachen Personen, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, die Störung oder Gefahr, so ist auch diejenige Person 
verantwortlich, der die Sorge für die minderjährige Person obliegt. Ist für die Person ein Betreuer bestellt, so können die Maßnahmen 
im Rahmen seines Aufgabenkreises auch gegen ihn gerichtet werden. 
(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die Störung oder Gefahr, so ist auch die Person verantwortlich, die die 
andere Person zu der Verrichtung bestellt hat. 

§ 70 
Verantwortlichkeit für Sachen 
(1) Wird die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch den Zustand einer Sache gestört oder im einzelnen Fall gefährdet, so ist deren 
Eigentümer verantwortlich. 
(2) Eine Person, die die tatsächliche Gewalt über eine Sache ausübt, ist neben dem Eigentümer verantwortlich. Sie ist an Stelle des 
Eigentümers verantwortlich, wenn sie die tatsächliche Gewalt gegen den Willen des Eigentümers ausübt. 
(3) Geht die Störung oder Gefahr von einer herrenlosen Sache aus, so können die Maßnahmen gegen die Person gerichtet werden, 
die das Eigentum an der Sache aufgegeben hat. 
(4) Gesetze, die eine andere Regelung enthalten, bleiben unberührt. 

§ 71 
Inanspruchnahme des Nichtstörers 
(1) Zur Beseitigung einer Störung oder zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr können Maßnahmen auch gegen andere Personen 
als die Verantwortlichen ( §§ 68 bis 70) getroffen werden, soweit und solange 
die Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig in Anspruch genommen werden können oder Maßnahmen gegen sie keinen Erfolg 
versprechen und 
die Störung oder Gefahr nicht durch die Behörde selbst oder durch einen Beauftragten beseitigt werden kann und 
die andere Person ohne erhebliche eigene Gefährdung oder Verletzung anderer überwiegender Pflichten in Anspruch genommen 
werden kann. 
(2) Wird eine andere Person in Anspruch genommen, so hat die Behörde die verantwortliche Person unverzüglich zu 
benachrichtigen. 
 

 
 

Auszüge Versammlungsgesetz 
 
 
§ 12§ 12§ 12§ 12    

 
Werden Polizeibeamte in eine öffentliche Versammlung entsandt, so haben sie sich dem Leiter zu 
erkennen zu geben. Es muß ihnen ein angemessener Platz eingeräumt werden. 

 
 

 § 12a§ 12a§ 12a§ 12a    
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(1) Die Polizei darf Bild- und Tonaufnahmen von Teilnehmern bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen 
Versammlungen nur anfertigen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß von ihnen 
erhebliche Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgehen. Die Maßnahmen dürfen auch 
durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

(2) Die Unterlagen sind nach Beendigung der öffentlichen Versammlung oder zeitlich und sachlich damit 
unmittelbar im Zusammenhang stehender Ereignisse unverzüglich zu vernichten, soweit sie nicht benötigt 
werden 

1.   für die Verfolgung von Straftaten von Teilnehmern oder 

2.   im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, weil die betroffene Person verdächtigt ist, Straftaten bei oder im 
Zusammenhang mit der öffentlichen Versammlung vorbereitet oder begangen zu haben, und deshalb zu 
besorgen ist, daß von ihr erhebliche Gefahren für künftige öffentliche Versammlungen oder Aufzüge 
ausgehen. 

Unterlagen, die aus den in Satz 1 Nr. 2 aufgeführten Gründen nicht vernichtet wurden, sind in jedem Fall 
spätestens nach Ablauf von drei Jahren seit iher Entstehung zu vernichten, es sei denn, sie würden inzwischen 
zu dem in Satz 1 Nr. 1 aufgeführten Zweck benötigt. 

(3) Die Befugnisse zur Erhebung personenbezogener Informationen nach Maßgabe der Strafprozeßordnung 
und des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt.  

 

 § 13§ 13§ 13§ 13    

 

 

(1) Die Polizei (§ 12) kann die Versammlung nur dann und unter Angabe des Grundes auflösen, wenn 

1.   der Veranstalter unter die Vorschriften des § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 fällt, und im Falle der Nummer 4 das 
Verbot durch die zuständige Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist, 

2.   die Versammlung einen gewalttätigen oder aufrührerischen Verlauf nimmt oder unmittelbare Gefahr 
für Leben und Gesundheit der Teilnehmer besteht, 

3.   der Leiter Personen, die Waffen oder sonstige Gegenstände im Sinne von § 2 Abs. 3 mit sich führen, 
nicht sofort ausschließt und für die Durchführung des Ausschlusses sorgt, 

4.   durch den Verlauf der Versammlung gegen Strafgesetze verstoßen wird, die ein Verbrechen oder von 
Amts wegen zu verfolgendes Vergehen zum Gegenstand haben, oder wenn in der Versammlung zu 
solchen Straftaten aufgefordert oder angereizt wird und der Leiter dies nicht unverzüglich 
unterbindet. 

In den Fällen der Nummern 2 bis 4 ist die Auflösung nur zulässig, wenn andere polizeiliche Maßnahmen, 
insbesondere eine Unterbrechung, nicht ausreichen. 

(2) Sobald eine Versammlung für aufgelöst erklärt ist, haben alle Teilnehmer sich sofort zu entfernen.  
§ 17a§ 17a§ 17a§ 17a    

 

(1) Es ist verboten, bei öffentlichen Versammlungen unter freiem Himmel, Aufzügen oder sonstigen 
öffentlichen Veranstaltungen unter freiem Himmel oder auf dem Weg dorthin Schutzwaffen oder 
Gegenstände, die als Schutzwaffen geeignet und den Umständen nach dazu bestimmt sind, 
Vollstreckungsmaßnahmen eines Trägers von Hoheitsbefugnissen abzuwehren, mit sich zu führen. 

 

(2) Es ist auch verboten, 

1.   an derartigen Veranstaltungen in einer Aufmachung, die geeignet und den Umständen nach darauf 
gerichtet ist, die Feststellung der Identität zu verhindern, teilzunehmen oder den Weg zu derartigen 
Veranstaltungen in einer solchen Aufmachung zurückzulegen. 

2.   bei derartigen Veranstaltungen oder auf dem Weg dorthin Gegenstände mit sich zu führen, die 
geeignet und den Umständen nach dazu bestimmt sind, die Feststellung der Identität zu verhindern. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn es sich um Veranstaltungen im Sinne des § 17 handelt. Die 
zuständige Behörde kann weitere Ausnahmen von den Verboten der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn eine 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht zu besorgen ist. 

(4) Die zuständige Behörde kann zur Durchsetzung der Verbote der Absätze 1 und 2 Anordnungen treffen. 
Sie kann insbesondere Personen, die diesen Verboten zuwiderhandeln, von der Veranstaltung 
ausschließen.  

§ 18§ 18§ 18§ 18     
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(1) Für Versammlungen unter freiem Himmel sind § 7 Abs. 1, §§ 8, 9 Abs. 1, §§ 10, 11 Abs. 2, §§ 12 und 
13 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Verwendung von Ordnern bedarf polizeilicher Genehmigung. Sie ist bei der Anmeldung zu 
beantragen. 

(3) Die Polizei kann Teilnehmer, welche die Ordnung gröblich stören, von der Versammlung 
ausschließen.  

 
§ 19§ 19§ 19§ 19     

 

(1) Der Leiter des Aufzuges hat für den ordnungsmäßigen Ablauf zu sorgen. Er kann sich der Hilfe 
ehrenamtlicher Ordner bedienen, für welche § 9 Abs. 1 und § 18 gelten. 

(2) Die Teilnehmer sind verpflichtet, die zur Aufrechterhaltung der Ordnung getroffenen 
Anordnungen des Leiters oder der von ihm bestellten Ordner zu befolgen. 

(3) Vermag der Leiter sich nicht durchzusetzen, so ist er verpflichtet, den Aufzug für beendet zu 
erklären. 

(4) Die Polizei kann Teilnehmer, welche die Ordnung gröblich stören, von dem Aufzug ausschließen. 
 

 
§ 19a§ 19a§ 19a§ 19a     

 
Für Bild- und Tonaufnahmen durch die Polizei bei Versammlungen unter freiem Himmel und 
Aufzügen gilt § 12a.  

 


